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I. Das Problem, die Lösung 

 

Mein Vortragsthema lautet: "Das EU-Patent und das Einheitliche 

Patentgericht – Meilensteine in der Entwicklung des Europäischen Rechts 

des geistigen Eigentums". Was ist das Problem, was ist die Lösung? 

Das Europäische Patentamt in München (EPA) erteilt auf der Grundlage 

des Europäischen Patentübereinkommens (EPÜ) zentral nach einheitlichen 

Regeln ein Europäisches Patent (EP). Nur die Patenterteilung ist 

zentralisiert, nicht der sich anschließende gerichtliche Schutz. Das 

Gemeinschaftspatent-Übereinkommen war nach mehreren Anläufen 

gescheitert. Die Rechtsfolgen der Patenterteilung richten sich daher 

weiterhin nach nationalem Recht (man spricht landläufig von einem 

"Bündel nationaler Patente"). Es ist also eine Vereinheitlichung nur zur 

Hälfte.  

Außerdem ist das EPÜ ein internationales Übereinkommen, an dem die EU 

nicht beteiligt ist. Der Grund ist, dass die EU 1973, im Entstehungsjahr 

des EPÜ, im Patentrecht noch keine Kompetenzen für ein EU-Patent hatte. 

Deswegen sollte auch das Gemeinschaftspatent damals durch ein 

internationales Übereinkommen (GPÜ) geschaffen werden. Mitglieder des 

EPÜ sind auch Nicht-EU-Staaten, beispielsweise Norwegen, die Schweiz 

und die Türkei. Damit stellt sich die Frage: Wie kann man auf dieser 

internationalrechtlichen Basis weitere Rechtseinheit schaffen und die 

Rechtswirkungen an das EU-Recht heranführen? 

Das ist die Lösung: Künftig sollen die Rechtsfolgen der Patenterteilung 

vereinheitlicht werden, und zwar im Wesentlichen durch das 

Übereinkommen über ein Einheitliches Patentgericht (EPGÜ). Eine relativ 

kleine weitere Vereinheitlichung soll durch die EU-Verordnung über 

"Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung" (EPatVO) bewirkt werden, 

kraft derer an das internationale EP eine EU-rechtlich einheitliche Wirkung 

angehängt wird, das EU-Patent, korrekt das EPeW: Europäisches Patent 

mit einheitlicher Wirkung. Beide, das EPGÜ und die EPatVO sollen 

gleichzeitig in Kraft treten, voraussichtlich im Jahr 2016. 
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Das ganze Patent-Paket besteht aus vier Elementen. Einmal die EPatVO. 

Dann die VO über die beim EU-Patent zu verwendenden Sprachen; diese 

behandle ich heute nicht. Dann das Übereinkommen zur Schaffung eines 

Einheitlichen Patentgerichts (EPGÜ) und die dazu gehörige VerfO, eine Art 

ZPO für Streitigkeiten vor dem neuen Gericht. Zum EPGÜ gehören noch 

die Gerichtssatzung und eine bereits vorgenommene Änderung der 

Brüssel I-VO, also der Zuständigkeits- und Vollstreckungs-VO. Hinzu 

kommen Regeln im Europäischen Patentamt für die Entstehung von EU-

Patenten. 

Wie macht sich das Patentpaket in der heutigen Rechtslandschaft aus? 

Wie ist die heutige Rechtslage im europäischen Recht des geistigen 

Eigentums? Wir haben einmal internationale Schutzrechte, also 

Schutzrechte die auf internationalen Verträgen beruhen und über den 

Bereich der EU hinausgehen wie das Madrider Marken-Abkommen, der 

PCT, der TRT und das EPÜ. Für andere Bereiche haben wir bereits heute 

EU-Schutzrechte, nämlich das Gemeinschafts-Sortenschutzrecht, das EU-

Designrecht und die Gemeinschaftsmarke. Unter den internationalen 

Rechten und den EU-Rechten stehen die nationalen Schutzrechte, also die 

nationalen Patente oder Marken oder Geschmacksmuster (Designs), ein 

Recht pro Staat.  

Im Patentrecht fehlt ein EU-Schutzrecht. Es wird jetzt durch die EPatVO 

geschaffen. Diese VO mit ihrem bescheidenen Inhalt wirkt aber mit dem 

Gerichtsabkommen und dem EPÜ zusammen. Und das macht die Sache 

etwas kompliziert. 

Einfacher ist die Lage bei der Gemeinschaftsmarke, künftige Bezeichnung 

"Unionsmarke" oder "EU-Marke". Die Unionsbehörde in Alicante erteilt 

nach Prüfung die EU-Marke. Das EU-Markenrecht schafft einen 

einheitlichen Unterlassungsanspruch, insoweit also Einheitsrecht. Wegen 

der übrigen Schutzansprüche verweist die Gemeinschaftsmarken-VO auf 

die nationalen Rechte.. Zuständig sind die nationalen Gerichte, die als 

Gemeinschaftsmarkengerichte bezeichnet werden. Das  

Unterlassungsurteil des Gerichts am Sitz des Beklagten gilt 
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gemeinschaftsweit, die Urteile anderer Gemeinschaftsmarkengerichte 

wirken nur jeweils national. Für Vorlagefragen ist der EUGH zuständig 

Vergleichen wir damit das internationale "Europäische Patent" (EP), wie es 

heute ist, also vor der Realisierung des Patentpakets. Das EP wird zentral 

vom EPA in München erteil, und zwar für die EPÜ-Staaten, die der Inhaber 

bei seiner Anmeldung als Schutzstaaten benennt. Es fehlt ein einheitlicher 

Unterlassungsanspruch wie bei der Gemeinschaftsmarke. Mit der Erteilung 

entsteht, nichtjuristisch gesprochen, ein Bündel nationaler Patentrechte in 

den Schutzstaaten. Die Schutzansprüche ergeben sich aus den nationalen 

Rechtsordnungen. Der Ausdruck "Bündel nationaler Patentrechte" ist 

juristisch falsch. Das EP ist ein internationales subjektives Recht, das EPÜ 

enthält in gewissem Umfang auch Regeln, die nach der Erteilung gelten. 

Doch dazu später. 

Nicht vereinheitlicht ist bisher die Durchsetzung des EP vor den Gerichten. 

Hierfür sind die Gerichte der EPÜ-Mitgliedstaaten zuständig. Zuständig ist 

für jedes Bündelteil das nach der Brüssel I-VO zuständige nationale 

Gericht, sowohl für Verletzungsklagen als auch für Nichtigkeitsklagen und 

Nichtigkeitswiderklagen.  

Wir halten fest: Beim EP finden Erteilung, Geltendmachung und 

Vernichtung außerhalb der Union auf dem Gebiet der internationalen 

Verträge statt. Die Schutzansprüche sind nicht vereinheitlicht, sondern 

richten sich nach nationalem Recht. Vorlagefragen an den EUGH sind 

deshalb nicht möglich. 

Das EPÜ ist ein großer Erfolg. Ihm gehören fast alle europäischen Staaten 

an, auch Nicht-Unionsstaaten, z.B. die Schweiz und die Türkei. Gut ist die 

zentrale Erteilung. Die Crux beginnt nach der Erteilung. Der Patentinhaber 

muss den Verletzer theoretisch aus all den Staaten verjagen, die er für 

den Schutz seines EP benannt hat. Und der Nichtigkeitskläger muss das 

EP in all diesen Staaten nacheinander vernichten. Das ist natürlich 

wirtschaftlich nicht sinnvoll. Unter vernünftigen Parteien vergleicht man 

sich nach den ersten Verfahren. Es gibt aber auch unvernünftige Parteien. 
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II. EPAtVO und EPGÜ 

 

Was verbessert sich durch das Patentpaket? Wenn die EPatVO und das 

EPGÜ in Kraft treten, ergibt sich eine völlig neue Lage. Zwar bleibt es 

dabei, dass das EP  vom EPA erteilt wird. Auf Antrag kann das EP aber 

durch eine Eintragung im Register des EPA eine einheitliche Wirkung 

erhalten. Diese Wirkung beruht auf der EPatVO. Der Patentinhaber ist aber 

nicht gezwungen, das EUPatent zu nehmen. Er braucht keinen Antrag auf 

einheitliche Wirkung stellen. Er kann es bei seinem EP ohne einheitliche 

Wirkung belassen.. Für beide, für das EUPatent und für das normale EP, 

steht das Einheitliche Patentgericht (EPG) zur Verfügung, geregelt im 

EPGÜ. Das EPGÜ trägt zur Rechtsvereinheitlichung wesentlich bei. Für 

auftretende Vorlagefragen betreffend EU-Recht ist der EUGH zuständig 

Das EPÜ, das EPGÜ und die EPatVO enthalten jeweils Teile eines 

vereinheitlichten Rechts nach der Erteilung. Diese Teile bilden drei Stufen 

einer Pyramide. Erst wenn man diese drei Stufen insgesamt kennt, wird 

die Größe des Meilensteins erkennbar, von dem im Titel meines Vortrags 

die Rede ist. Die Pyramide nimmt von oben nach unten zu: Der Beitrag 

der EPatVO ist relativ gering. Der des EPGÜ ist größer. Und groß ist die 

Basis des EPÜ. 

 

 

III. Rechtseinheit durch das EPÜ 

 

Was nämlich die Bündeltheorie verkennt: Schon das EPÜ enthält für den 

Zeitraum nach der Erteilung des EP in gewissem Umfang einheitliche 

Regeln. Einheitlich sind einmal die Nichtigkeitsgründe, die zwangsläufig 

den Erteilungsvoraussetzungen entsprechen und von den nationalen 

Gerichten bei einer Nichtigkeitsklage anzuwenden sind. Damit ist aber 

schon die Hälfte eines späteren Verletzungsprozesses durch das EPÜ 

bestimmt, nämlich die Frage: Ist das erteilte Patent gültig oder muss es 

widerrufen werden  
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In gewissem Umfang vereinheitlicht das EPÜ ferner den Schutz der 

Patentanmeldung: Wer sie widerrechtlich benutzt, muss jedenfalls eine 

Entschädigung zahlen. Wichtig ist drittens die Vereinheitlichung des 

Schutzumfangs des EP in Art. 69 EPÜ, also die Frage, wie das Patent von 

den Gerichten auszulegen ist und in welchem Umfang Äquivalente erfasst 

werden können. Schon aus den bisher genannten Gründen nimmt das EPÜ 

in der Pyramide die breite Basis ein, auch nach der Erteilung. Schon 

wegen dieser Gründe ist der Ausdruck "Bündel nationaler Patentrechte" 

falsch. 

Für alle anderen materiellen Fragen nach der Erteilung verweisen Art.2(2) 

und 64(1) EPÜ zwar auf das nationale Recht, aber nicht in der Form einer 

IPR-Verweisung, sondern in Form einer inkorporierenden Verweisung, die 

sich den Inhalt des nationalen Rechts zu eigen macht, also zu EPÜ-Recht 

macht. Auch deswegen ist die Bündeltheorie nicht richtig. Für das 

Gerichtsverfahren wird dagegen in Art. 64(3) EPÜ nach IPR-Art mit einer 

Anwendungsverweisung auf das nationale Recht verwiesen. Art. 64 EPÜ 

nimmt im EPÜ eine Schlüsselstellung für den Ansatz des EPGÜ und der 

EPatVO ein. 

Das EP ist also zusammenfassend gesagt ein internationales Schutzrecht 

mit eigenen Regeln für die Zeit nach der Erteilung, mit einer 

inkorporierenden Verweisung auf das nationale Recht hinsichtlich des 

anzuwendenden Rechts und einer Anwendungsverweisung auf das 

nationale Recht hinsichtlich des Gerichtsverfahrens. Der übliche Ausdruck 

"Bündel nationaler Patentrechte" ist rechtlich falsch. 

 

 

IV. Rechtseinheit durch das EPGÜ 

 

Welche Vereinheitlichung bringt nun zusätzlich das EPGÜ? Hier ergibt sich 

eine erstaunliche Feststellung. Das EPGÜ vereinheitlicht für das bisherige, 

traditionelle EP nicht nur den Unterlassungsanspruch (wie bei der EU-

Marke), sondern auch alle anderen Schutzansprüche, nämlich die 
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Ansprüche auf Auskunft, Schadensersatz, Beseitigung und 

Urteilsveröffentlichung und ihre Verjährung. Es schafft zudem für alle 

diese Ansprüche einheitliche Beschränkungen im allgemeinen Interesse 

oder wegen schutzwürdiger Gegenpositionen.  

Zwar sind die genannten Schutz-Vorschriften im EPGÜ als 

Gerichtsbefugnisse formuliert, übernommen aus der Durchsetzungs-RL 

der Union, die das Recht der Durchsetzung der Rechte des Geistigen 

Eigentums vereinheitlicht hat, und zwar auf der Grundlage von TRIPs, 

einem Sonderabkommen zum Welthandels-Übereinkommen (WTO). 

Diesen fünf Gerichtsbefugnissen liegen aber entsprechende zivilrechtliche 

Ansprüche zu Grunde, jeweils ein materieller Anspruch, wie er für das 

Unterlassungsurteil ausdrücklich in Art. 25 und 26 EPGÜ formuliert ist. 

Das EPGÜ schafft materiell-rechtlich einen einheitlichen Schutzraum. 

Deswegen wirken die EPG-Entscheidungen über alle diese Ansprüche in 

allen Schutzstaaten, Art. 34 EPGÜ.  

Die Grundlage für diese weitgehende Vereinheitlichung ist Art. 142(1) 

EPÜ. Art. 142(1) EPÜ erlaubt einer Gruppe von VS einen Eingriff in die 

Verweisungsnorm des Art. 64 EPÜ. Die Einheitsregeln der Gruppe treten 

an die Stelle der inkorporierenden Verweisung auf das nationale Recht. 

Wir müssen künftig die Rechtsvereinheitlichung durch das EPÜ und das 

EPGÜ immer zusammen sehen. Denn das EPGÜ gilt künftig für alle EP, 

auch für die EU-Patente, also für die Patente mit einheitlicher Wirkung. 

Ich fasse die Rechtsvereinheitlichung auf diesen beiden Stufen, also durch 

EPÜ und EPGÜ, zusammen: Das EPÜ regelt die Erteilungsvoraussetzungen 

und die Nichtigkeitsgründe, es schützt die Patentanmeldung und regelt 

den Schutzumfang. Das EPGÜ baut darauf auf und regelt den 

Unterlassungsanspruch mit seinen Beschränkungen und die anderen 

Schutzansprüche auf Auskunft, Schadensersatz, Beseitigung etc. Man 

kann das EP nach dem EPÜ und dem EPGÜ bereits mit Fug und Recht als 

"kleines Einheitspatent" kraft internationalen Rechts bezeichnen. 

Was ist Stellung und Bedeutung des neuen Gerichts EPG. Das EPGÜ 

vereinheitlicht nicht nur die Schutzansprüche. Es schafft für EP und 
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EUPatente ein Einheitliches Patentgericht. Dieses internationale Gericht 

tritt für alle EP und EUPatente  an die Stelle der nationalen Gerichte. Die 

Grundlage für das EPGÜ im EPÜ ist Art. 149a(1)(a) EPÜ. Art. 149a(1)(a) 

EPÜ erlaubt die Schaffung des EPG, seiner Satzung und seiner VerfO. Das 

EPGÜ tritt an die Stelle der Anwendungs-Verweisung des Art. 64(3) EPÜ 

auf das nationale Gerichtsrecht. Die VerfO des EPG ist eine internationale 

ZPO für Streitigkeiten vor dem EPG.  

Der Aufbau des EPG ist wie folgt: In der ersten Instanz werden 

Lokalkammern und Regionalkammern tätig, die auf die EPGÜ-MS verteilt 

sind. Die Zentralkammer mit Abteilungen in London, München und Paris 

ist für Nichtigkeitsklagen zuständig. Jedoch kann die Ungültigkeit des 

Patents auch vor den Lokalkammern und Regionalkammern mit einer 

Widerklage geltend gemacht werden. Der bloße Nichtigkeitseinwand ist 

jedoch nicht zulässig. Das Berufungsgericht hat seinen Sitz in Luxemburg 

und entscheidet endgültig. EU-rechtlichen Fragen kann es dem EUGH 

vorlegen. 

 

 

V. Rechtseinheit durch die EPatVO 

 

Nun zur dritten Stufe unserer Pyramide zum EU-Patent. Wir betrachten 

den Inhalt der EPatVO, die oberste Stufe der Pyramide.  

Das EU-Patent  hat eine einheitliche Wirkung. Deswegen heißt die offizielle 

Bezeichnung: "Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung". Abgekürzt 

EPeW, ich bleibe hier aber bei EU-Patent. Zuständig ist das Einheitliche 

Patentgericht. Für Vorlagefragen in Bezug auf EU-Recht ist der EuGH 

zuständig. Für das EU-Patent sind immer drei Instrumente gleichzeitig zu 

beachten: das EPÜ, das EPGÜ und die EPatVO. 

Das EU-Patent ist, wie gesagt, ein EP mit einheitlicher Wirkung (EPeW). 

Die Konstruktion sieht so aus: Innerhalb eines Monats nach der EP-

Erteilung kann der Patentinhaber beim EPA einen Antrag auf einheitliche 

Wirkung stellen. Das EPA gewährt die einheitliche Wirkung durch die 
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Eintragung des Antrags. Das EU-Patent bleibt ein EP. Die einheitliche 

Wirkung wird nur unionsrechtlich angehängt. Der Weiterbestand des EP ist 

Voraussetzung für die einheitliche Wirkung, die mit der Vernichtung des 

EP automatisch wegfällt.  

Die Union ist für die Erteilung und den Bestand des EP nicht 

verantwortlich. Diese Konstruktion ist in der Klage Spaniens vor dem 

EuGH angegriffen worden. Die Klage wird aber nach den Schlussanträgen 

des Generalanwalts Bot vom 18. November 2014 keinen Erfolg haben. 

Wegen des Widerstands Spaniens und Italiens konnte die EPatVO übrigens 

nur im Wege der Verstärkten Zusammenarbeit erlassen werden. Das hat 

der EUGH auf eine erste Klage Spaniens (damals auch Italiens) gebilligt. 

Ich wiederhole: Der Anmelder meldet also zunächst ein EP an. Wird es 

erteilt, stellt er einen zweiten Antrag, dem EP die einheitliche Wirkung 

eines EU-Patents zu gewähren. Das EPA trägt diesen Antrag in das 

Register für den einheitlichen Patentschutz ein. Damit entsteht die 

einheitliche Wirkung, das EPeW. 

Der Inhalt der einheitlichen Wirkung ist leider sehr begrenzt. Er ist 

Gegenstand politischer Kämpfe gewesen. England und ein Teil der 

Benutzer wollten die Wirkung klein halten und in das EPGÜ verlagern, um 

Vorlagefragen an den EUGH zu vermeiden. 

Das EUPatent hat Wirkung in allen MS, kann also nur an ein EP angehängt 

werden, das alle MS benennt, die an der Verstärkten Zusammenarbeit 

teilnehmen. Voraussetzung ist, dass die in der Patentschrift enthaltenen 

Patentansprüchen für alle MS dieselben sind. Das EUPatent kann nur 

einheitlich übertragen werden. Zuständig ist dafür nur ein nationales 

Recht, nämlich das Recht des Anmelders, bei einem Nicht-EU-Anmelder 

deutsches Recht. Das EUPatent kann nur einheitlich beschränkt und 

vernichtet werden. Hinsichtlich dieser Fragen bietet die EPatVO mehr als 

das EPGÜ. 

Was die Schutzansprüche angeht vereinheitlicht die EPatVO 

erstaunlicherweise weniger als die EPatVO. Die EPatVO deckt nur einen 

Teil der Schutzansprüche des EPGÜ ab. Auf Betreiben von England sind 
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die anderen Schutzansprüche in das EPGÜ verlagert worden. Die anderen 

Staaten mussten sich England beugen, weil für den Erlass der SprachenVO 

Einstimmigkeit erforderlich war. Es gibt für sie aber einen Trost: Der 

Schutz der EPatVO kann später durch Mehrheitsentscheidung erweitert 

werden. 

Die EPatVO ist aus der Sicht des EPÜ neben dem EPGÜ ein weiteres 

besonderes Übereinkommen im Sinne des Art. 142(1) EPÜ. Sie ist also 

gleichzeitig Unions-VO und internationales Übereinkommen, sie hat ein 

Janus-Gesicht. Die EPatVO greift wie das EPGÜ in die Verweisungsnorm 

des Art. 64(1) EPÜ ein. Sie vereinheitlicht für das EU-Patent teilweise 

parallel, teilweise mehr, teilweise weniger als das EPGÜ. Das EP ist nach 

dem Inkrafttreten des EPGÜ bereits ein "kleines Einheitspatent". Das EU-

Patent, also das EPeW, ist nach dem gemeinsamen Inkrafttreten der 

EPatVO und des EPGÜ ein "großes Einheitspatent". 

Grund für diese bizarre Lösung war, wie gesagt, der Wunsch der 

Gerichtshofs-Gegner, Vorlagefragen an den EuGH bei der EPatVO 

möglichst zu vermeiden und alles Gewünschte im EPGÜ unterzubringen. 

Allerdings hat diesen EuGH-Gegnern der ganze Kampf nichts genutzt, der 

in einer nächtlichen Verhandlung zwischen Frau Merkel und Premier 

Cameron vorübergehend zur Entfernung auch des Unterlassungsanspruchs 

und seiner Beschränkungen (Art. 6-8) aus der EPatVO geführt hatte. 

Dieser Komplex ist vom Parlament durch den Art. 5 wieder in die EPatVO 

gezogen worden. Dieser Art. 5 enthält hinsichtlich der zu unterlassenden 

Handlungen und der Beschränkungen eine inkorporierende Verweisung auf 

das EPGÜ. Der Komplex ist daher insgesamt doch Unionsrecht geblieben 

und damit vorlagefähig. 

Wie verhält es sich zusammenfassend mit der Pflicht zur Vorlage zum 

EuGH beim EP. das künftig dem EPGÜ unterliegt? England sagt mit Recht: 

Für das EPÜ und das EPGÜ ist der EUGH nicht zuständig, weil es sich um 

internationales Recht handelt, nicht um Unionsrecht. Aber: Soweit die 

Ansprüche des EPGÜ Regeln der Durchsetzungs-RL und von TRIPs 

übernehmen, ist der EUGH doch zuständig. Das gilt besonders für die 
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Ansprüche auf Unterlassung, Schadensersatz, Beseitigung und Auskunft. 

Das wird in England noch ein böses Erwachen geben. 

Beim EUPatent ist der EUGH natürlich zuständig. Das gilt für die 

Parallelregelung ebenso wie für die Mehr-Regelung der EPatVO.. Soweit 

die EPatVO weniger regelt als das EPGÜ, ist der EUGH zwar grundsätzlich 

nicht zuständig, wohl aber, wie gesagt, soweit das EPGÜ Vorschriften der 

DurchsetzungsRL und von TRIPs umsetzt. 

 

 

VI. Sachstand, Konkurrenz, Sorgen 

 

Wie ist der Sachstand? Die EPatVO und die SprachenVO sind in Kraft, aber 

in ihrer Anwendbarkeit an das Inkrafttreten des EPGÜ gekoppelt. Die auch 

gegen diese Koppelung gerichtete Klage Spaniens hat nach den 

Schlussanträgen von GA Bot keinen Erfolg.  

Das EPGÜ ist in den nationalen Ratifizierungsverfahren. Die VerfO ist fast 

fertig. Am 26.11.2014 hat in Trier eine letzte große Anhörung der 

interessierten Verbände stattgefunden. Die Vorbereitungsarbeiten 

konzentrieren sich jetzt auf die Auswahl der juristischen und technischen 

Richter, auf die Festlegung der Gebühren für das EUPatent und die 

Gerichtsgebühren sowie auf die elektronische Aktenführung. 

Wie vergleicht sich das neue System mit den Hauptkonkurrenten Europas 

auf dem Weltmarkt? Die USA, Japan und China haben ein vollständig 

vereinheitlichtes Einheitspatent. Unser Patentpaket kommt dem durch das 

Zusammenwirken von EPÜ, EPGÜ und EPatVO nahe.  

Die USA, Japan und China haben dezentrale Eingangsgerichte und ein 

zentrales Berufungsgericht. Das EPG entspricht diesem Aufbau.  

Europa zieht mit dem Patent-Paket also nach und fast gleich. Das ist in 

der Tat ein Meilenstein im europäischen Patentrecht. Das Ziel ist erst 

erreicht, wenn die EPatVO um weitere Einheitsregeln angereichert worden 

ist (z.B. um die Erteilung von Zwangslizenzen) und, ich sage,  wenn das 

EPG in das Gerichtssystem der EU eingegliedert worden ist. 
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Kritik und Sorgen sollen nicht verschwiegen werden. Die Nutzung der 

Verstärkten Zusammenarbeit ist nicht nur von den Gegnern Italien und 

Spanien kritisiert worden, sondern auch von Wissenschaftlern, 

vornehmlich aus dem Bereich des MPI München. Der EUGH hat aber eine 

gegen die Verstärkte Zusammenarbeit gerichtete Klage Italiens und 

Spaniens zur Überraschung des MPI zurückgewiesen. 

Mit einer zweiten Klage rügt Spanien insbesondere die Beschränkung der 

Übersetzungen durch die SprachenVO, also die Beibehaltung der 

jeweiligen Erteilungs-Amtssprache Deutsch, Englisch oder Französisch. 

Kein Spanisch. Italien hat sich der Klage diesmal nicht angeschlossen, hat 

aber bisher an der Verstärkten Zusammenarbeit für das EUPatent nicht 

teilgenommen. Es hat allerdings das EPGÜ gezeichnet, will also an dem 

neuen Gerichtssystem teilnehmen. 

Polen steht gegenwärtig abseits, weil es auf der Grundlage eines Deloitte-

Gutachtens das Zunehmen ausländischer Patente in erfindungsschwachen 

Staaten befürchtet, also auch in Polen. 

Eine typisch deutsche Wissenschaftler-Meinung, wiederum getragen vom 

MPI München, kritisiert den geringen Inhalt der EPatVO (z.B. das Fehlen 

einer Zwangslizenzregelung) und die Verlagerung von Materien in das 

EPGÜ. Nun, was politisch nicht geht, das geht eben nicht. Die EPatVO 

kann später durch Mehrheitsentscheidung erweitert werden. 

England befürchtet weiter Vorlagefragen an den EuGH und fühlt sich im 

EPGÜ sicher. It will be surprised. 

Pharma- und IT-Unternehmen haben Sorge wegen möglicher 

Unterlassungsklagen sog. Trolls, also von Unternehmen, die nicht selbst 

produzieren, sondern sich auf die klageweise Geltendmachung von 

gekauften Patenten beschränken, z.B. bei Erfindungen für Mobiltelefone. 

Die VerfO enthält aber ausreichende Sicherungen gegen einen Missbrauch 

des Klagerechts. Dies gilt auch für Unterlassungsklagen aus 

standardessentiellen Patenten im Bereich der neuen 

Kommunikationsmittel. 



12 

 

 

Auch unter Berücksichtigung dieser Sorgen und dieser Kritik ist meine 

Meinung: Das Patentpaket ist ein Meilenstein in der Entwicklung des 

Geistigen Eigentums in Europa 
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Anhang: 

 

EPGÜ:  

 

ÜBEREINKOMMEN 

über ein Einheitliches Patentgericht 

2013/C 175/01 

TEIL I 

ALLGEMEINE UND INSTITUTIONELLE BESTIMMUNGEN 

 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

 

DIE VERTRAGSMITGLIEDSTAATEN — 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf dem Gebiet des Patentwesens 

einen wesentlichen Beitrag zum Integrationsprozess in Europa leistet, 

insbesondere zur Schaffung eines durch den freien Waren- und 

Dienstleistungsverkehr gekennzeichneten Binnenmarkts innerhalb der 

Europäischen Union und zur Verwirklichung eines Systems, mit dem 

sichergestellt wird, dass der Wettbewerb im Binnenmarkt nicht verzerrt 

wird, 

IN DER ERWÄGUNG, dass der fragmentierte Patentmarkt und die 

beträchtlichen Unterschiede zwischen den nationalen Gerichtssystemen 

sich nachteilig auf die Innovation auswirken, insbesondere im Falle kleiner 

und mittlerer Unternehmen, für die es schwierig ist, ihre Patente 

durchzusetzen und sich gegen unberechtigte Klagen und Klagen im 

Zusammenhang mit Patenten, die für nichtig erklärt werden sollten, zu 

wehren, 

IN DER ERWÄGUNG, dass das Europäische Patentübereinkommen (EPÜ), 

das von allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ratifiziert worden ist, 

ein einheitliches Verfahren für die Erteilung europäischer Patente durch 

das Europäische Patentamt vorsieht, 

IN DER ERWÄGUNG, dass Patentinhaber nach der Verordnung (EU) 

Nr. 1257/2012 (1) eine einheitliche Wirkung ihrer europäischen Patente 

beantragen können, damit sie in den Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union, die an der Verstärkten Zusammenarbeit teilnehmen, einen 

einheitlichen Patentschutz genießen, 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr1-C_2013175DE.01000101-E0001
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IN DEM WUNSCH, durch die Errichtung eines Einheitlichen Patentgerichts 

für die Regelung von Rechtsstreitigkeiten über die Verletzung und 

Rechtsgültigkeit von Patenten die Durchsetzung von Patenten und die 

Verteidigung gegen unbegründete Klagen und Klagen im Zusammenhang 

mit Patenten, die für nichtig erklärt werden sollten, zu verbessern und die 

Rechtssicherheit zu stärken, 

IN DER ERWÄGUNG, dass das Einheitliche Patentgericht in der Lage sein 

sollte, rasche und hochqualifizierte Entscheidungen sicherzustellen und 

dabei einen angemessenen Interessenausgleich zwischen den 

Rechteinhabern und anderen Parteien unter Berücksichtigung der 

erforderlichen Verhältnismäßigkeit und Flexibilität zu gewährleisten, 

IN DER ERWÄGUNG, dass das Einheitliche Patentgericht ein gemeinsames 

Gericht der Vertragsmitgliedstaaten und somit Teil ihres Rechtswesens 

sein sollte und dass es mit einer ausschließlichen Zuständigkeit für 

europäische Patente mit einheitlicher Wirkung und für die nach dem EPÜ 

erteilten Patente ausgestattet sein sollte, 

IN DER ERWÄGUNG, dass der Gerichtshof der Europäischen Union die 

Einheitlichkeit der Rechtsordnung der Union und den Vorrang des Rechts 

der Europäischen Union sicherzustellen hat, 

UNTER HINWEIS AUF die Verpflichtungen der Vertragsmitgliedstaaten im 

Rahmen des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), einschließlich der 

Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit nach Artikel 4 Absatz 3 EUV 

und der Verpflichtung, durch das Einheitliche Patentgericht die 

uneingeschränkte Anwendung und Achtung des Unionsrechts in ihrem 

jeweiligen Hoheitsgebiet und den gerichtlichen Schutz der dem Einzelnen 

aus diesem Recht erwachsenden Rechte zu gewährleisten, 

IN DER ERWÄGUNG, dass das Einheitliche Patentgericht, wie jedes 

nationale Gericht auch, das Unionsrecht beachten und anwenden und in 

Zusammenarbeit mit dem Gerichtshof der Europäischen Union — dem 

Hüter des Unionsrechts — seine korrekte Anwendung und einheitliche 

Auslegung sicherstellen muss; insbesondere muss es bei der 

ordnungsgemäßen Auslegung des Unionsrechts mit dem Gerichtshof der 

Europäischen Union zusammenarbeiten, indem es sich auf dessen 

Rechtsprechung stützt und ihn gemäß Artikel 267 AEUV um 

Vorabentscheidungen ersucht, 

IN DER ERWÄGUNG, dass nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 

Europäischen Union zur außervertraglichen Haftung die 

Vertragsmitgliedstaaten für Schäden, die durch Verstöße des Einheitlichen 

Patentgerichts gegen das Unionsrecht einschließlich des Versäumnisses, 

den Gerichtshof der Europäischen Union um eine Vorabentscheidung zu 

ersuchen, entstanden sind, haften sollten, 
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IN DER ERWÄGUNG, dass Verstöße des Einheitlichen Patentgerichts gegen 

das Unionsrecht, einschließlich des Versäumnisses, den Gerichtshof der 

Europäischen Union um eine Vorabentscheidung zu ersuchen, unmittelbar 

den Vertragsmitgliedstaaten anzulasten sind und daher gemäß den 

Artikeln 258, 259 und 260 AEUV gegen jeden Vertragsmitgliedstaat ein 

Verletzungsverfahren angestrengt werden kann, um die Achtung des 

Vorrangs des Unionsrechts und seine ordnungsgemäße Anwendung zu 

gewährleisten, 

UNTER HINWEIS auf den Vorrang des Unionsrechts, das den EUV, den 

AEUV, die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die vom 

Gerichtshof der Europäischen Union entwickelten allgemeinen Grundsätze 

des Unionsrechts, insbesondere das Recht auf einen wirksamen 

Rechtsbehelf vor einem Gericht und das Recht, von einem unabhängigen 

und unparteiischen Gericht in einem fairen Verfahren öffentlich und 

innerhalb angemessener Frist gehört zu werden, sowie die 

Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und das 

Sekundärrecht der Europäischen Union umfasst, 

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Übereinkommen jedem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union zum Beitritt offenstehen sollte; Mitgliedstaaten, die 

beschlossen haben, nicht an der Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich 

der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes teilzunehmen, können 

sich in Bezug auf europäische Patente, die für ihr jeweiliges Hoheitsgebiet 

erteilt wurden, an diesem Übereinkommen beteiligen, 

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Übereinkommen am 1. Januar 2014 in 

Kraft treten sollte oder aber am ersten Tag des vierten Monats nach 

Hinterlegung der 13. Ratifikations- oder Beitrittsurkunde, sofern dem Kreis 

der Vertragsmitgliedstaaten, die ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunden 

hinterlegt haben, die drei Staaten angehören, in denen es im Jahr vor 

dem Jahr der Unterzeichnung des Übereinkommens die meisten gültigen 

europäischen Patente gab, oder aber am ersten Tag des vierten Monats 

nach dem Inkrafttreten der Änderungen der Verordnung (EU) 

1215/2012 (2), die das Verhältnis zwischen jener Verordnung und diesem 

Übereinkommen betreffen, je nachdem, welcher Zeitpunkt der späteste ist 

— 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

 

Artikel 1 

Einheitliches Patentgericht 

Es wird ein Einheitliches Patentgericht für die Regelung von Streitigkeiten 

über europäische Patente und europäische Patente mit einheitlicher 

Wirkung errichtet. 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr2-C_2013175DE.01000101-E0002


16 

 

 

Das Einheitliche Patentgericht ist ein gemeinsames Gericht der 

Vertragsmitgliedstaaten und unterliegt somit denselben Verpflichtungen 

nach dem Unionsrecht wie jedes nationale Gericht der 

Vertragsmitgliedstaaten. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Übereinkommens bezeichnet der Ausdruck 

a) „Gericht“ das Einheitliche Patentgericht, das mit diesem 

Übereinkommen errichtet wird, 

b) „Mitgliedstaat“ einen Mitgliedstaat der Europäischen Union, 

c) „Vertragsmitgliedstaat“ einen Mitgliedstaat, der Vertragspartei dieses 

Übereinkommens ist, 

d) „EPÜ“ das Übereinkommen über die Erteilung europäischer Patente 

vom 5. Oktober 1973 mit allen nachfolgenden Änderungen, 

e) „europäisches Patent“ ein nach dem EPÜ erteiltes Patent, das keine 

einheitliche Wirkung aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 1257/2012 hat, 

f) „europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung“ ein nach dem EPÜ 

erteiltes Patent, das aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 1257/2012 

einheitliche Wirkung hat, 

g) „Patent“ ein europäisches Patent und/oder ein europäisches Patent mit 

einheitlicher Wirkung, 

h) 
„ergänzendes Schutzzertifikat“ ein nach der Verordnung (EG) 

Nr. 469/2009 (3) oder der Verordnung (EG) Nr. 1610/96 (4) erteiltes 

ergänzendes Schutzzertifikat, 

i) „Satzung“ die als Anhang I beigefügte Satzung des Gerichts, die 

Bestandteil dieses Übereinkommens ist, 

j) „Verfahrensordnung“ die gemäß Artikel 41 festgelegte 

Verfahrensordnung des Gerichts. 

Artikel 3 

Geltungsbereich 

Dieses Übereinkommen gilt 

a) für alle europäischen Patente mit einheitlicher Wirkung, 

b) für alle ergänzenden Schutzzertifikate, die zu einem durch ein Patent 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr3-C_2013175DE.01000101-E0003
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr4-C_2013175DE.01000101-E0004
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geschützten Erzeugnis erteilt worden sind, 

c) unbeschadet des Artikels 83 für alle europäische Patente, die zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens noch nicht 

erloschen sind oder die nach diesem Zeitpunkt erteilt werden und 

d) unbeschadet des Artikels 83 für alle europäischen Patentanmeldungen, 

die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens anhängig 

sind oder die nach diesem Zeitpunkt eingereicht werden. 

Artikel 4 

Rechtsstellung 

(1)   Das Gericht besitzt in jedem Vertragsmitgliedstaat 

Rechtspersönlichkeit und die weitestgehende Rechts- und 

Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen nach dessen 

Rechtsvorschriften zuerkannt wird. 

(2)   Das Gericht wird vom Präsidenten des Berufungsgerichts vertreten, 

der im Einklang mit der Satzung gewählt wird. 

Artikel 5 

Haftung 

(1)   Die vertragliche Haftung des Gerichts unterliegt dem für den 

betreffenden Vertrag geltenden Recht gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 593/2008 (Rom I) (5), sofern anwendbar, oder andernfalls gemäß dem 

Recht des Mitgliedstaats des befassten Gerichts. 

(2)   Die außervertragliche Haftung des Gerichts für durch das Gericht 

oder sein Personal in Ausübung seiner Amtstätigkeit verursachte Schäden 

— sofern es sich dabei nicht um eine Zivil- und Handelssache im Sinne der 

Verordnung (EG) Nr. 864/2007 (Rom II) (6) handelt — richtet sich nach 

dem Recht des Vertragsmitgliedstaats, in dem der Schaden eingetreten 

ist. Diese Bestimmung lässt Artikel 22 unberührt. 

(3)   Die Zuständigkeit für die Beilegung von Rechtsstreitigkeiten nach 

Absatz 2 liegt bei einem Gericht des Vertragsmitgliedstaats, in dem der 

Schaden eingetreten ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr5-C_2013175DE.01000101-E0005
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr6-C_2013175DE.01000101-E0006
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KAPITEL II 

Institutionelle Bestimmungen 

Artikel 6 

Gericht 

(1)   Das Gericht besteht aus einem Gericht erster Instanz, einem 

Berufungsgericht und einer Kanzlei. 

(2)   Das Gericht nimmt die ihm mit diesem Übereinkommen übertragenen 

Aufgaben wahr. 

Artikel 7 

Gericht erster Instanz 

(1)   Das Gericht erster Instanz umfasst eine Zentralkammer sowie 

Lokalkammern und Regionalkammern. 

(2)   Die Zentralkammer hat ihren Sitz in Paris und verfügt über eine 

Abteilung in London und eine Abteilung in München. Die Verfahren vor der 

Zentralkammer werden gemäß Anhang II, der Bestandteil dieses 

Übereinkommens ist, verteilt. 

(3)   Eine Lokalkammer wird in einem Vertragsmitgliedstaat auf dessen 

Antrag hin in Einklang mit der Satzung errichtet. Ein 

Vertragsmitgliedstaat, in dessen Gebiet eine Lokalkammer errichtet wird, 

benennt deren Sitz. 

(4)   In einem Vertragsmitgliedstaat wird auf seinen Antrag hin eine 

zusätzliche Lokalkammer für jeweils einhundert Patentverfahren errichtet, 

die in diesem Vertragsmitgliedstaat pro Kalenderjahr vor oder nach dem 

Inkrafttreten dieses Übereinkommens in drei aufeinanderfolgenden Jahren 

eingeleitet worden sind. Die Anzahl der Lokalkammern je 

Vertragsmitgliedstaat darf vier nicht überschreiten. 

(5)   Für zwei oder mehr Vertragsmitgliedstaaten wird auf deren Antrag 

hin im Einklang mit der Satzung eine Regionalkammer errichtet. Diese 

Vertragsmitgliedstaaten benennen den Sitz der betreffenden Kammer. Die 

Regionalkammer kann an unterschiedlichen Orten tagen. 
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Artikel 8 

Zusammensetzung der Spruchkörper des Gerichts erster Instanz 

(1)   Alle Spruchkörper des Gerichts erster Instanz sind multinational 

zusammengesetzt. Unbeschadet des Absatzes 5 und des Artikels 33 

Absatz 3 Buchstabe a bestehen sie aus drei Richtern. 

(2)   Jeder Spruchkörper einer Lokalkammer in einem 

Vertragsmitgliedstaat, in dem vor oder nach dem Inkrafttreten dieses 

Übereinkommens in drei aufeinanderfolgenden Jahren durchschnittlich 

weniger als fünfzig Patentverfahren je Kalenderjahr eingeleitet worden 

sind, besteht aus einem rechtlich qualifizierten Richter, der 

Staatsangehöriger des Vertragsmitgliedstaats ist, in dessen Gebiet die 

betreffende Lokalkammer errichtet worden ist, und zwei rechtlich 

qualifizierten Richtern, die nicht Staatsangehörige dieses 

Vertragsmitgliedstaats sind und ihm gemäß Artikel 18 Absatz 3 von Fall zu 

Fall aus dem Richterpool zugewiesen werden. 

(3)   Ungeachtet des Absatzes 2 besteht jeder Spruchkörper einer 

Lokalkammer in einem Vertragsmitgliedstaat, in dem vor oder nach dem 

Inkrafttreten dieses Übereinkommens in drei aufeinanderfolgenden Jahren 

durchschnittlich mindestens fünfzig Patentverfahren je Kalenderjahr 

eingeleitet worden sind, aus zwei rechtlich qualifizierten Richtern, die 

Staatsangehörige des Vertragsmitgliedstaats sind, in dessen Gebiet die 

betreffende Lokalkammer errichtet worden ist, und einem rechtlich 

qualifizierten Richter, der nicht Staatsangehöriger dieses 

Vertragsmitgliedstaats ist und der ihm gemäß Artikel 18 Absatz 3 aus dem 

Richterpool zugewiesen wird. Dieser dritte Richter ist langfristig in der 

Lokalkammer tätig, wo dies für eine effiziente Arbeit von Kammern mit 

hoher Arbeitsbelastung notwendig ist. 

(4)   Jeder Spruchkörper einer Regionalkammer besteht aus zwei rechtlich 

qualifizierten Richtern, die aus einer regionalen Liste mit Richtern 

ausgewählt werden und Staatsangehörige eines der betreffenden 

Vertragsmitgliedstaaten sind, und einem rechtlich qualifizierten Richter, 

der nicht Staatsangehöriger eines der betreffenden 

Vertragsmitgliedstaaten ist und ihm gemäß Artikel 18 Absatz 3 aus dem 

Richterpool zugewiesen wird. 

(5)   Auf Antrag einer der Parteien ersucht jeder Spruchkörper einer Lokal- 

oder Regionalkammer den Präsidenten des Gerichts erster Instanz, ihm 

gemäß Artikel 18 Absatz 3 aus dem Richterpool einen zusätzlichen 

technisch qualifizierten Richter zuzuweisen, der über eine entsprechende 

Qualifikation und Erfahrung auf dem betreffenden Gebiet der Technik 

verfügt. Überdies kann jeder Spruchkörper einer Lokal- oder 

Regionalkammer nach Anhörung der Parteien auf eigene Initiative ein 

solches Ersuchen unterbreiten, wenn er dies für angezeigt hält. 
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Wird ihm ein solcher technisch qualifizierter Richter zugewiesen, so darf 

ihm kein weiterer technisch qualifizierter Richter nach Artikel 33 Absatz 3 

Buchstabe a zugewiesen werden. 

(6)   Jeder Spruchkörper der Zentralkammer besteht aus zwei rechtlich 

qualifizierten Richtern, die Staatsangehörige unterschiedlicher 

Vertragsmitgliedstaaten sind, und einem technisch qualifizierten Richter, 

der ihm gemäß Artikel 18 Absatz 3 aus dem Richterpool zugewiesen wird 

und über eine entsprechende Qualifikation und Erfahrung auf dem 

betreffenden Gebiet der Technik verfügt. Jeder Spruchkörper der 

Zentralkammer, der mit Klagen nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe i 

befasst ist, besteht jedoch aus drei rechtlich qualifizierten Richtern, die 

Staatsangehörige unterschiedlicher Vertragsmitgliedstaaten sind. 

(7)   Ungeachtet der Absätze 1 bis 6 und im Einklang mit der 

Verfahrensordnung können die Parteien vereinbaren, dass ihre 

Rechtsstreitigkeit von einem rechtlich qualifizierten Richter als 

Einzelrichter entschieden wird. 

(8)   Den Vorsitz in jedem Spruchkörper des Gerichts erster Instanz führt 

ein rechtlich qualifizierter Richter. 

Artikel 9 

Berufungsgericht 

(1)   Jeder Spruchkörper des Berufungsgerichts tagt in einer 

multinationalen Zusammensetzung aus fünf Richtern. Er besteht aus drei 

rechtlich qualifizierten Richtern, die Staatsangehörige unterschiedlicher 

Vertragsmitgliedstaaten sind, und zwei technisch qualifizierten Richtern, 

die über eine entsprechende Qualifikation und Erfahrung auf dem 

betreffenden Gebiet der Technik verfügen. Die technisch qualifizierten 

Richter werden dem Spruchkörper vom Präsidenten des Berufungsgerichts 

aus dem Richterpool gemäß Artikel 18 zugewiesen. 

(2)   Ungeachtet des Absatzes 1 besteht ein Spruchkörper, der mit Klagen 

nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe i befasst ist, aus drei rechtlich 

qualifizierten Richtern, die Staatsangehörige unterschiedlicher 

Vertragsmitgliedstaaten sind. 

(3)   Den Vorsitz in jedem Spruchkörper des Berufungsgerichts führt ein 

rechtlich qualifizierter Richter. 

(4)   Die Spruchkörper des Berufungsgerichts werden im Einklang mit der 

Satzung gebildet. 

(5)   Das Berufungsgericht hat seinen Sitz in Luxemburg. 
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Artikel 10 

Kanzlei 

(1)   Am Sitz des Berufungsgerichts wird eine Kanzlei eingerichtet. Sie 

wird vom Kanzler geleitet und nimmt die ihr durch die Satzung 

zugewiesenen Aufgaben wahr. Vorbehaltlich der in diesem 

Übereinkommen festgelegten Bedingungen und der Verfahrensordnung ist 

das von der Kanzlei geführte Register öffentlich. 

(2)   An allen Kammern des Gerichts erster Instanz werden Nebenstellen 

der Kanzlei eingerichtet. 

(3)   Die Kanzlei führt Aufzeichnungen über alle vor dem Gericht 

verhandelten Verfahren. Nach der Einreichung unterrichtet die betreffende 

Nebenstelle die Kanzlei über jedes Verfahren. 

(4)   Das Gericht ernennt im Einklang mit Artikel 22 der Satzung den 

Kanzler und legt die Bestimmungen zu dessen Amtsführung fest. 

Artikel 11 

Ausschüsse 

Zur Sicherstellung einer effektiven Durchführung und Funktionsweise 

dieses Übereinkommens werden ein Verwaltungsausschuss, ein 

Haushaltsausschuss und ein Beratender Ausschuss eingesetzt. Diese 

nehmen insbesondere die in diesem Übereinkommen und in der Satzung 

vorgesehenen Aufgaben wahr. 

Artikel 12 

Verwaltungsausschuss 

(1)   Der Verwaltungsausschuss setzt sich aus je einem Vertreter der 

Vertragsmitgliedstaaten zusammen. Die Europäische Kommission ist bei 

den Sitzungen des Verwaltungsausschusses als Beobachter vertreten. 

(2)   Jeder Vertragsmitgliedstaat verfügt über eine Stimme. 

(3)   Der Verwaltungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit 

Dreiviertelmehrheit der vertretenen Vertragsmitgliedstaaten, die eine 

Stimme abgeben, sofern in diesem Übereinkommen oder der Satzung 

nicht etwas anderes bestimmt ist. 

(4)   Der Verwaltungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5)   Der Verwaltungsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 

für eine Amtszeit von drei Jahren. Die Wiederwahl ist zulässig. 
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Artikel 13 

Haushaltsausschuss 

(1)   Der Haushaltsausschuss setzt sich aus je einem Vertreter der 

Vertragsmitgliedstaaten zusammen. 

(2)   Jeder Vertragsmitgliedstaat verfügt über eine Stimme. 

(3)   Der Haushaltsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der einfachen 

Mehrheit der Vertreter der Vertragsmitgliedstaaten. Zur Feststellung des 

Haushaltsplans ist jedoch eine Dreiviertelmehrheit der Vertreter der 

Vertragsmitgliedstaaten erforderlich. 

(4)   Der Haushaltsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5)   Der Haushaltsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 

für eine Amtszeit von drei Jahren. Die Wiederwahl ist zulässig. 

Artikel 14 

Beratender Ausschuss 

(1)   Der Beratende Ausschuss 

a) unterstützt den Verwaltungsausschuss bei der Vorbereitung der 

Ernennung der Richter des Gerichts, 

b) unterbreitet dem in Artikel 15 der Satzung genannten Präsidium 

Vorschläge zu den Leitlinien für den in Artikel 19 genannten 

Schulungsrahmen für Richter und 

c) übermittelt dem Verwaltungsausschuss Stellungnahmen zu den 

Anforderungen an die in Artikel 48 Absatz 2 genannte Qualifikation. 

(2)   Dem Beratenden Ausschuss gehören Patentrichter und auf dem 

Gebiet des Patentrechts und der Patentstreitigkeiten tätige Angehörige der 

Rechtsberufe mit der höchsten anerkannten Qualifikation an. Sie werden 

gemäß dem in der Satzung festgelegten Verfahren für eine Amtszeit von 

sechs Jahren ernannt. Die Wiederernennung ist zulässig. 

(3)   Die Zusammensetzung des Beratenden Ausschusses muss ein breites 

Spektrum an einschlägigem Sachverstand und die Vertretung eines jeden 

Vertragsmitgliedstaats gewährleisten. Die Mitglieder des Beratenden 

Ausschusses üben ihre Tätigkeit in völliger Unabhängigkeit aus und sind 

an keine Weisungen gebunden. 

(4)   Der Beratende Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5)   Der Beratende Ausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 

für eine Amtszeit von drei Jahren. Die Wiederwahl ist zulässig. 
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KAPITEL III 

Richter des Gerichts 

Artikel 15 

Auswahlkriterien für die Ernennung der Richter 

(1)   Das Gericht setzt sich sowohl aus rechtlich qualifizierten als auch aus 

technisch qualifizierten Richtern zusammen. Die Richter müssen die 

Gewähr für höchste fachliche Qualifikation bieten und über nachgewiesene 

Erfahrung auf dem Gebiet der Patentstreitigkeiten verfügen. 

(2)   Die rechtlich qualifizierten Richter müssen die für die Berufung in ein 

richterliches Amt in einem Vertragsmitgliedstaat erforderliche Qualifikation 

haben. 

(3)   Die technisch qualifizierten Richter müssen über einen 

Hochschulabschluss und nachgewiesenen Sachverstand auf einem Gebiet 

der Technik verfügen. Sie müssen auch über nachgewiesene Kenntnisse 

des für Patentstreitigkeiten relevanten Zivil- und Zivilverfahrensrechts 

verfügen. 

Artikel 16 

Ernennungsverfahren 

(1)   Der Beratende Ausschuss erstellt im Einklang mit der Satzung eine 

Liste der Kandidaten, die am besten geeignet sind, um zu Richtern des 

Gerichts ernannt zu werden. 

(2)   Der Verwaltungsausschuss ernennt auf Grundlage dieser Liste 

einvernehmlich die Richter des Gerichts. 

(3)   Die Durchführungsbestimmungen für die Ernennung der Richter 

werden in der Satzung festgelegt. 

Artikel 17 

Richterliche Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

(1)   Das Gericht, seine Richter und der Kanzler genießen richterliche 

Unabhängigkeit. Bei der Ausübung ihrer Amtstätigkeit sind die Richter an 

keine Weisungen gebunden. 

(2)   Rechtlich qualifizierte Richter und technisch qualifizierte Richter, die 

Vollzeitrichter des Gerichts sind, dürfen keine andere entgeltliche oder 

unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben, es sei denn, der 

Verwaltungsausschuss hat eine Ausnahme von dieser Vorschrift 

zugelassen. 
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(3)   Ungeachtet des Absatzes 2 schließt die Ausübung des Richteramtes 

die Ausübung einer anderen richterlichen Tätigkeit auf nationaler Ebene 

nicht aus. 

(4)   Die Ausübung des Amtes eines technisch qualifizierten Richters, bei 

dem es sich um einen Teilzeitrichter des Gerichts handelt, schließt die 

Ausübung anderer Aufgaben nicht aus, sofern kein Interessenkonflikt 

besteht. 

(5)   Im Fall eines Interessenkonflikts nimmt der betreffende Richter nicht 

am Verfahren teil. Die Vorschriften für die Behandlung von 

Interessenkonflikten werden in der Satzung festgelegt. 

Artikel 18 

Richterpool 

(1)   Nach Maßgabe der Satzung wird ein Richterpool eingerichtet. 

(2)   Dem Richterpool gehören alle rechtlich qualifizierten Richter und alle 

technisch qualifizierten Richter des Gerichts erster Instanz an, die 

Vollzeitrichter oder Teilzeitrichter des Gerichts sind. Dem Richterpool 

gehört für jedes Gebiet der Technik mindestens ein technisch qualifizierter 

Richter mit einschlägiger Qualifikation und Erfahrung an. Die technisch 

qualifizierten Richter des Richterpools stehen auch dem Berufungsgericht 

zur Verfügung. 

(3)   Wenn in diesem Übereinkommen oder in der Satzung vorgesehen, 

werden die Richter aus dem Richterpool vom Präsidenten des Gerichts 

erster Instanz der betreffenden Kammer zugewiesen. Die Zuweisung der 

Richter erfolgt auf der Grundlage ihres jeweiligen rechtlichen oder 

technischen Sachverstands, ihrer Sprachkenntnisse und ihrer 

einschlägigen Erfahrung. Die Zuweisung von Richtern gewährleistet, dass 

sämtliche Spruchkörper des Gerichts erster Instanz mit derselben hohen 

Qualität arbeiten und über dasselbe hohe Niveau an rechtlichem und 

technischem Sachverstand verfügen. 

Artikel 19 

Schulungsrahmen 

(1)   Um den verfügbaren Sachverstand auf dem Gebiet der 

Patentstreitigkeiten zu verbessern und zu vermehren und eine geografisch 

breite Streuung dieser speziellen Kenntnisse und Erfahrungen 

sicherzustellen, wird ein Schulungsrahmen für Richter geschaffen, der im 

Einzelnen in der Satzung festgelegt wird. Die Einrichtung für diesen 

Schulungsrahmen befindet sich in Budapest. 

(2)   Der Schulungsrahmen weist insbesondere folgende Schwerpunkte 

auf: 
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a) Praktika bei nationalen Patentgerichten oder bei Kammern des Gerichts 

erster Instanz mit einem hohen Aufkommen an Patenstreitsachen; 

b) Verbesserung der Sprachkenntnisse; 

c) technische Aspekte des Patentrechts; 

d) Weitergabe von Kenntnissen und Erfahrungen in Bezug auf das 

Zivilverfahrensrecht für technisch qualifizierte Richter; 

e) Vorbereitung von Bewerbern für Richterstellen. 

(3)   Der Schulungsrahmen leistet eine kontinuierliche Schulung. Es 

werden regelmäßige Sitzungen aller Richter des Gerichts veranstaltet, um 

die Entwicklungen im Patentrecht zu erörtern und die Einheitlichkeit der 

Rechtsprechung des Gerichts zu gewährleisten. 

 

 

KAPITEL IV 

Vorrang des Unionsrechts sowie Haftung und Verantwortlichkeit 

der Vertragsmitgliedstaaten 

Artikel 20 

Vorrang und Achtung des Unionsrechts 

Das Gericht wendet das Unionsrecht in vollem Umfang an und achtet 

seinen Vorrang. 

Artikel 21 

Vorabentscheidungsersuchen 

Als gemeinsames Gericht der Vertragsmitgliedstaaten und Teil ihres 

Gerichtssystems arbeitet das Gericht — wie jedes nationale Gericht — mit 

dem Gerichtshof der Europäischen Union zur Gewährleistung der 

korrekten Anwendung und einheitlichen Auslegung des Unionsrechts 

insbesondere im Einklang mit Artikel 267 AEUV zusammen. 

Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Union sind für das 

Gericht bindend. 
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Artikel 22 

Haftung für durch Verstöße gegen das Unionsrecht entstandene 

Schäden 

(1)   Die Vertragsmitgliedstaaten haften gesamtschuldnerisch für 

Schäden, die durch einen Verstoß des Berufungsgerichts gegen das 

Unionsrecht entstanden sind, gemäß dem Unionsrecht über die 

außervertragliche Haftung der Mitgliedstaaten für Schäden, die durch 

Verstöße ihrer nationalen Gerichte gegen das Unionsrecht entstanden 

sind. 

(2)   Eine Klage wegen solcher Schäden ist gegen den 

Vertragsmitgliedstaat, in dem der Kläger seinen Wohnsitz oder den Sitz 

seiner Hauptniederlassung oder — in Ermangelung derselben — seinen 

Geschäftssitz hat, bei der zuständigen staatlichen Stelle dieses 

Vertragsmitgliedstaats zu erheben. Hat der Kläger seinen Wohnsitz oder 

den Sitz seiner Hauptniederlassung oder — in Ermangelung derselben — 

seinen Geschäftssitz nicht in einem Vertragsmitgliedstaat, so kann er 

seine Klage gegen den Vertragsmitgliedstaat, in dem das Berufungsgericht 

seinen Sitz hat, bei der zuständigen staatlichen Stelle dieses 

Vertragsmitgliedstaats erheben. 

Die zuständige staatliche Stelle wendet bei allen Fragen, die nicht im 

Unionsrecht oder in diesem Übereinkommen geregelt sind, die lex fori mit 

Ausnahme ihres internationalen Privatrechts an. Der Kläger hat Anspruch 

darauf, von dem Vertragsmitgliedstaat, gegen den er geklagt hat, die von 

der zuständigen staatlichen Stelle zuerkannte Schadenssumme in voller 

Höhe erstattet zu bekommen. 

(3)   Der Vertragsmitgliedstaat, der für die Schäden aufgekommen ist, hat 

einen Anspruch darauf, von den anderen Vertragsmitgliedstaaten anteilige 

Beiträge zu erlangen, die gemäß der Methode nach Artikel 37 Absätze 3 

und 4 festzusetzen sind. Die Einzelheiten bezüglich der Beiträge der 

Vertragsmitgliedstaaten nach diesem Absatz werden vom 

Verwaltungsausschuss festgelegt. 

Artikel 23 

Verantwortlichkeit der Vertragsmitgliedstaaten 

Handlungen des Gerichts sind jedem Vertragsmitgliedstaat einzeln, 

einschließlich für die Zwecke der Artikel 258, 259 und 260 AEUV, und allen 

Vertragsmitgliedstaaten gemeinsam unmittelbar zuzurechnen. 

 

 

 

 

 



27 

 

 

KAPITEL V 

Rechtsquellen und materielles Recht 

Artikel 24 

Rechtsquellen 

(1)   Unter uneingeschränkter Beachtung des Artikels 20 stützt das 

Gericht seine Entscheidungen in Rechtsstreitigkeiten, in denen es nach 

diesem Übereinkommen angerufen wird, auf 

a) 
das Unionsrecht einschließlich der Verordnung (EU) Nr. 1257/2012 und 

der Verordnung (EU) Nr. 1260/2012 (7), 

b) dieses Übereinkommen, 

c) das EPÜ, 

d) andere internationale Übereinkünfte, die für Patente gelten und für alle 

Vertragsmitgliedstaaten bindend sind, und 

e) das nationale Recht. 

(2)   Soweit das Gericht seine Entscheidungen auf nationale 

Rechtsvorschriften stützt, gegebenenfalls auch auf das Recht von 

Nichtvertragsstaaten, wird das anwendbare Recht wie folgt bestimmt: 

a) durch unmittelbar anwendbare Vorschriften des Unionsrechts, die 

Bestimmungen des internationalen Privatrechts enthalten, oder 

b) in Ermangelung unmittelbar anwendbarer Vorschriften des 

Unionsrechts oder in Fällen, in denen diese nicht anwendbar sind, 

durch internationale Rechtsinstrumente, die Bestimmungen des 

internationalen Privatrechts enthalten, oder 

c) in Ermangelung von Vorschriften im Sinne der Buchstaben a und b 

durch nationale Vorschriften zum internationalen Privatrecht nach 

Bestimmung durch das Gericht. 

(3)   Das Recht von Nichtvertragsstaaten gilt insbesondere in Bezug auf 

die Artikel 25 bis 28 und die Artikel 54, 55, 64, 68 und 72, wenn es in 

Anwendung der in Absatz 2 genannten Vorschriften als anwendbares 

Recht bestimmt wird. 

 

Artikel 25 

Recht auf Verbot der unmittelbaren Benutzung der Erfindung 

Ein Patent gewährt seinem Inhaber das Recht, Dritten zu verbieten, ohne 

seine Zustimmung 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr7-C_2013175DE.01000101-E0007
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a) ein Erzeugnis, das Gegenstand des Patents ist, herzustellen, 

anzubieten, in Verkehr zu bringen, zu gebrauchen oder zu den 

genannten Zwecken einzuführen oder zu besitzen; 

b) ein Verfahren, das Gegenstand des Patents ist, anzuwenden, oder, falls 

der Dritte weiß oder hätte wissen müssen, dass die Anwendung des 

Verfahrens ohne Zustimmung des Patentinhabers verboten ist, zur 

Anwendung im Hoheitsgebiet der Vertragsmitgliedstaaten, in denen 

dieses Patent Wirkung hat, anzubieten; 

c) ein durch ein Verfahren, das Gegenstand des Patents ist, unmittelbar 

hergestelltes Erzeugnis anzubieten, in Verkehr zu bringen, zu 

gebrauchen oder zu den genannten Zwecken einzuführen oder zu 

besitzen. 

Artikel 26 

Recht auf Verbot der mittelbaren Benutzung der Erfindung 

(1)   Ein Patent gewährt seinem Inhaber das Recht, Dritten zu verbieten, 

ohne seine Zustimmung im Hoheitsgebiet der Vertragsmitgliedstaaten, in 

denen dieses Patent Wirkung hat, anderen als zur Benutzung der 

patentierten Erfindung berechtigten Personen Mittel, die sich auf ein 

wesentliches Element der Erfindung beziehen, zur Benutzung der 

Erfindung in diesem Gebiet anzubieten oder zu liefern, wenn der Dritte 

weiß oder hätte wissen müssen, dass diese Mittel dazu geeignet und 

bestimmt sind, für die Benutzung der Erfindung verwendet zu werden. 

(2)   Absatz 1 gilt nicht, wenn es sich bei den Mitteln um allgemein im 

Handel erhältliche Erzeugnisse handelt, es sei denn, dass der Dritte den 

Belieferten bewusst veranlasst, in einer nach Artikel 25 verbotenen Weise 

zu handeln. 

(3)   Personen, die die in Artikel 27 Buchstaben a bis e genannten 

Handlungen vornehmen, gelten nicht als zur Benutzung der Erfindung 

berechtigte Personen im Sinne des Absatzes 1. 

 

Artikel 27 

Beschränkungen der Wirkungen des Patents 

Die Rechte aus einem Patent erstrecken sich nicht auf 

a) Handlungen, die im privaten Bereich zu nichtgewerblichen Zwecken 

vorgenommen werden; 

b) Handlungen zu Versuchszwecken, die sich auf den Gegenstand der 
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patentierten Erfindung beziehen; 

c) die Verwendung biologischen Materials zum Zwecke der Züchtung, 

Entdeckung oder Entwicklung anderer Pflanzensorten; 

d) 
erlaubte Handlungen nach Artikel 13 Absatz 6 der Richtlinie 

2001/82/EG (8) oder Artikel 10 Absatz 6 der Richtlinie 2001/83/EG (9), 

im Hinblick auf alle Patente, die das Erzeugnis im Sinne einer dieser 

Richtlinien erfassen; 

e) die unmittelbare Einzelzubereitung von Arzneimitteln in Apotheken 

aufgrund ärztlicher Verordnung und auf Handlungen, welche die auf 

diese Weise zubereiteten Arzneimittel betreffen; 

f) den Gebrauch des Gegenstands der patentierten Erfindung an Bord von 

Schiffen derjenigen Länder des Internationalen Verbands zum Schutz 

des gewerblichen Eigentums (Pariser Verband) oder Mitglieder der 

Welthandelsorganisation, die nicht zu den Vertragsmitgliedstaaten 

gehören, in denen das Patent Wirkung hat, im Schiffskörper, in den 

Maschinen, im Takelwerk, an den Geräten und sonstigem Zubehör, 

wenn die Schiffe vorübergehend oder zufällig in die Gewässer eines 

Vertragsmitgliedstaats gelangen, in dem das Patent Wirkung hat, 

vorausgesetzt, dieser Gegenstand wird dort ausschließlich für die 

Bedürfnisse des Schiffs verwendet; 

g) den Gebrauch des Gegenstands der patentierten Erfindung in der 

Bauausführung oder für den Betrieb von Luft- oder Landfahrzeugen 

oder sonstigen Transportmitteln derjenigen Länder des Internationalen 

Verbands zum Schutz des gewerblichen Eigentums (Pariser Verband) 

oder Mitglieder der Welthandelsorganisation, die nicht zu den 

Vertragsmitgliedstaaten gehören, in denen das Patent Wirkung hat, 

oder des Zubehörs solcher Luft- oder Landfahrzeuge, wenn diese 

vorübergehend oder zufällig in das Hoheitsgebiet eines 

Vertragsmitgliedstaats gelangen, in dem das Patent Wirkung hat; 

h) 
die in Artikel 27 des Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die 

Internationale Zivilluftfahrt (10) genannten Handlungen, wenn diese 

Handlungen ein Luftfahrzeug eines Vertragsstaats jenes Abkommens 

betreffen, der nicht zu den Vertragsmitgliedstaaten gehört, in denen 

das Patent Wirkung hat; 

i) 
die Verwendung seines Ernteguts durch einen Landwirt zur generativen 

oder vegetativen Vermehrung durch ihn selbst im eigenen Betrieb, 

sofern das pflanzliche Vermehrungsmaterial vom Patentinhaber oder mit 

dessen Zustimmung zum landwirtschaftlichen Anbau an den Landwirt 

verkauft oder auf andere Weise in Verkehr gebracht wurde. Das 

Ausmaß und die Modalitäten dieser Verwendung entsprechen 

denjenigen des Artikels 14 der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 (11); 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr8-C_2013175DE.01000101-E0008
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr9-C_2013175DE.01000101-E0009
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr10-C_2013175DE.01000101-E0010
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr11-C_2013175DE.01000101-E0011
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j) die Verwendung von geschützten landwirtschaftlichen Nutztieren durch 

einen Landwirt zu landwirtschaftlichen Zwecken, sofern die Zuchttiere 

oder anderes tierisches Vermehrungsmaterial vom Patentinhaber oder 

mit dessen Zustimmung an den Landwirt verkauft oder auf andere 

Weise in Verkehr gebracht wurden. Diese Verwendung erstreckt sich 

auch auf die Überlassung der landwirtschaftlichen Nutztiere oder des 

anderen tierischen Vermehrungsmaterials zur Ausübung der 

landwirtschaftlichen Tätigkeit des Landwirts, jedoch nicht auf seinen 

Verkauf mit dem Ziel oder im Rahmen einer Vermehrung zu 

Erwerbszwecken; 

k) 
Handlungen und die Verwendung von Informationen, die gemäß den 

Artikeln 5 und 6 der Richtlinie 2009/24/EG (12), insbesondere den 

Bestimmungen betreffend Dekompilierung und Interoperabilität, 

erlaubt sind und 

l) 
Handlungen, die gemäß Artikel 10 der Richtlinie 98/44/EG (13) erlaubt 

sind. 

Artikel 28 

Recht des Vorbenutzers der Erfindung 

Wer in einem Vertragsmitgliedstaat ein Vorbenutzungsrecht oder ein 

persönliches Besitzrecht an einer Erfindung erworben hätte, wenn ein 

nationales Patent für diese Erfindung erteilt worden wäre, hat in diesem 

Vertragsmitgliedstaat die gleichen Rechte auch in Bezug auf ein Patent, 

das diese Erfindung zum Gegenstand hat. 

Artikel 29 

Erschöpfung der Rechte aus einem europäischen Patent 

Die durch das europäische Patent verliehenen Rechte erstrecken sich nicht 

auf Handlungen, die ein durch das Patent geschütztes Erzeugnis betreffen, 

nachdem das Erzeugnis vom Patentinhaber oder mit seiner Zustimmung in 

der Europäischen Union in Verkehr gebracht worden ist, es sei denn, der 

Patentinhaber hat berechtigte Gründe, sich dem weiteren Vertrieb des 

Erzeugnisses zu widersetzen. 

Artikel 30 

Wirkung von ergänzenden Schutzzertifikaten 

Das ergänzende Schutzzertifikat gewährt die gleichen Rechte wie das 

Patent und unterliegt den gleichen Beschränkungen und Verpflichtungen. 

 

 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr12-C_2013175DE.01000101-E0012
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr13-C_2013175DE.01000101-E0013
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KAPITEL VI 

Internationale und sonstige Zuständigkeit des Gerichts 

Artikel 31 

Internationale Zuständigkeit 

Die internationale Zuständigkeit des Gerichts wird im Einklang mit der 

Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 oder gegebenenfalls auf Grundlage des 

Übereinkommens über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 

und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 

(Lugano-Übereinkommen) (14) bestimmt. 

Artikel 32 

Zuständigkeit des Gerichts 

(1)   Das Gericht besitzt die ausschließliche Zuständigkeit für 

a) Klagen wegen tatsächlicher oder drohender Verletzung von Patenten 

und ergänzenden Schutzzertifikaten und zugehörige 

Klageerwiderungen, einschließlich Widerklagen in Bezug auf Lizenzen, 

b) Klagen auf Feststellung der Nichtverletzung von Patenten und 

ergänzenden Schutzzertifikaten, 

c) Klagen auf Erlass von einstweiligen Maßnahmen und 

Sicherungsmaßnahmen und einstweiligen Verfügungen, 

d) Klagen auf Nichtigerklärung von Patenten und Nichtigerklärung der 

ergänzenden Schutzzertifikate, 

e) Widerklagen auf Nichtigerklärung von Patenten und Nichtigerklärung 

der ergänzenden Schutzzertifikate, 

f) Klagen auf Schadenersatz oder auf Entschädigung aufgrund des 

vorläufigen Schutzes, den eine veröffentlichte Anmeldung eines 

europäischen Patents gewährt, 

g) Klagen im Zusammenhang mit der Benutzung einer Erfindung vor der 

Erteilung eines Patents oder mit einem Vorbenutzungsrecht, 

h) Klagen auf Zahlung einer Lizenzvergütung aufgrund von Artikel 8 der 

Verordnung (EU) Nr. 1257/2012 und 

i) Klagen gegen Entscheidungen, die das Europäische Patentamt in 

Ausübung der in Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1257/2012 

genannten Aufgaben getroffen hat. 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:42013A0620(01)#ntr14-C_2013175DE.01000101-E0014
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(2)   Für Klagen im Zusammenhang mit Patenten und ergänzenden 

Schutzzertifikaten, die nicht in die ausschließliche Zuständigkeit des 

Gerichts fallen, sind weiterhin die nationalen Gerichte der 

Vertragsmitgliedstaaten zuständig. 

Artikel 33 

Zuständigkeit der Kammern des Gerichts erster Instanz 

(1)   Unbeschadet des Absatzes 7 sind die in Artikel 32 Absatz 1 

Buchstaben a, c, f und g genannten Klagen zu erheben bei 

a) der Lokalkammer in dem Vertragsmitgliedstaat, in dessen Gebiet die 

tatsächliche oder drohende Verletzung erfolgt ist oder möglicherweise 

erfolgen wird, oder bei der Regionalkammer, an der dieser 

Vertragsmitgliedstaat beteiligt ist, oder 

b) der Lokalkammer in dem Vertragsmitgliedstaat, in dessen Gebiet der 

Beklagte oder, bei mehreren Beklagten, einer der Beklagten seinen 

Wohnsitz oder den Sitz seiner Hauptniederlassung oder — in 

Ermangelung derselben — seinen Geschäftssitz hat, oder bei der 

Regionalkammer, an der dieser Vertragsmitgliedstaat beteiligt ist. Eine 

Klage gegen mehrere Beklagte ist nur dann zulässig, wenn zwischen 

diesen eine Geschäftsbeziehung besteht und die Klage denselben 

Verletzungsvorwurf betrifft. 

Die in Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe h genannten Klagen sind gemäß 

Unterabsatz 1 Buchstabe b bei der Lokal- oder Regionalkammer zu 

erheben. 

Klagen gegen Beklagte, die ihren Wohnsitz oder den Sitz ihrer 

Hauptniederlassung oder — in Ermangelung derselben — ihren 

Geschäftssitz nicht im Gebiet der Vertragsmitgliedstaaten haben, sind 

gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe a bei der Lokal- oder Regionalkammer zu 

erheben oder bei der Zentralkammer. 

Ist im betreffenden Vertragsmitgliedstaat keine Lokalkammer errichtet 

worden und ist dieser Vertragsmitgliedstaat nicht an einer 

Regionalkammer beteiligt, so sind die Klagen bei der Zentralkammer zu 

erheben. 

(2)   Ist eine Klage im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 Buchstaben a, c, f, g 

oder h bei einer Kammer des Gerichts erster Instanz anhängig, so darf 

zwischen denselben Parteien zum selben Patent keine Klage im Sinne des 

Artikels 32 Absatz 1 Buchstaben a, c, f, g oder h bei einer anderen 

Kammer erhoben werden. 

Ist eine Klage im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 Buchstabe a bei einer 

Regionalkammer anhängig und ist die Verletzung im Gebiet von 

mindestens drei Regionalkammern erfolgt, so verweist die betreffende 
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Regionalkammer das Verfahren auf Antrag des Beklagten an die 

Zentralkammer. 

Wird bei mehreren Kammern eine Klage erhoben, die dieselben Parteien 

und dasselbe Patent betrifft, so ist die zuerst angerufene Kammer für das 

gesamte Verfahren zuständig und jede später angerufene Kammer erklärt 

die Klage im Einklang mit der Verfahrensordnung für unzulässig. 

(3)   Im Fall einer Verletzungsklage im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 

Buchstabe a kann eine Widerklage auf Nichtigerklärung im Sinne des 

Artikels 32 Absatz 1 Buchstabe e erhoben werden. Die betreffende Lokal- 

oder Regionalkammer kann nach Anhörung der Parteien nach eigenem 

Ermessen beschließen, 

a) sowohl die Verletzungsklage als auch die Widerklage auf 

Nichtigerklärung zu verhandeln und den Präsidenten des Gerichts 

erster Instanz zu ersuchen, ihr aus dem Richterpool gemäß Artikel 18 

Absatz 3 einen technisch qualifizierten Richter zuzuweisen, der über 

entsprechende Qualifikation und Erfahrung auf dem betreffenden 

Gebiet der Technik verfügt, 

b) die Widerklage auf Nichtigerklärung zur Entscheidung an die 

Zentralkammer zu verweisen und das Verletzungsverfahren 

auszusetzen oder fortzuführen oder 

c) den Fall mit Zustimmung der Parteien zur Entscheidung an die 

Zentralkammer zu verweisen. 

(4)   Die in Artikel 32 Absatz 1 Buchstaben b und d genannten Klagen sind 

bei der Zentralkammer zu erheben. Wurde jedoch bereits bei einer Lokal- 

oder Regionalkammer eine Verletzungsklage im Sinne des Artikels 32 

Absatz 1 Buchstabe a zwischen denselben Parteien zum selben Patent 

erhoben, so dürfen diese Klagen nur vor derselben Lokal- oder 

Regionalkammer erhoben werden. 

(5)   Ist eine Klage auf Nichtigerklärung im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 

Buchstabe d bei der Zentralkammer anhängig, so kann gemäß Absatz 1 

des vorliegenden Artikels bei jeder Kammer oder bei der Zentralkammer 

zwischen denselben Parteien zum selben Patent eine Verletzungsklage im 

Sinne des Artikels 32 Absatz 1 Buchstabe a erhoben werden. Die 

betreffende Lokal- oder Regionalkammer kann nach ihrem Ermessen 

gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels verfahren. 

(6)   Eine Klage zur Feststellung der Nichtverletzung im Sinne des Artikels 

32 Absatz 1 Buchstabe b, die bei der Zentralkammer anhängig ist, wird 

ausgesetzt, wenn innerhalb von drei Monaten nach Klageerhebung vor der 

Zentralkammer bei einer Lokal- oder Regionalkammer zwischen denselben 

Parteien oder zwischen dem Inhaber einer ausschließlichen Lizenz und der 

Partei, die die Feststellung der Nichtverletzung beantragt hat, zum selben 
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Patent eine Verletzungsklage im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 Buchstabe 

a erhoben wird. 

(7)   Die Parteien können bei Klagen im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 

Buchstaben a bis h übereinkommen, ihre Klage bei der Kammer ihrer 

Wahl, auch bei der Zentralkammer, zu erheben. 

(8)   Die in Artikel 32 Absatz 1 Buchstaben d und e genannten Klagen 

können erhoben werden, ohne dass der Kläger zuvor Einspruch beim 

Europäischen Patentamt einlegen muss. 

(9)   Die in Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe i genannten Klagen sind bei der 

Zentralkammer zu erheben. 

(10)   Die Parteien unterrichten das Gericht über alle beim Europäischen 

Patentamt anhängigen Nichtigerklärungs-, Beschränkungs- oder 

Einspruchsverfahren und über jeden Antrag auf beschleunigte Bearbeitung 

beim Europäischen Patentamt. Das Gericht kann das Verfahren aussetzen, 

wenn eine rasche Entscheidung des Europäischen Patentamts zu erwarten 

ist. 

Artikel 34 

Räumlicher Geltungsbereich von Entscheidungen 

Die Entscheidungen des Gerichts gelten im Falle eines europäischen 

Patents für das Hoheitsgebiet derjenigen Vertragsmitgliedstaaten, für die 

das europäische Patent Wirkung hat. 

 

KAPITEL VII 

Mediation und Schiedsverfahren in Patentsachen 

Artikel 35 

Mediations- und Schiedszentrum für Patentsachen 

(1)   Es wird ein Mediations- und Schiedszentrum für Patentsachen (im 

Folgenden „Zentrum“) errichtet. Es hat seine Sitze in Laibach und 

Lissabon. 

(2)   Das Zentrum stellt Dienste für Mediation und Schiedsverfahren in 

Patentstreitigkeiten, die unter dieses Übereinkommen fallen, zur 

Verfügung. Artikel 82 gilt für jeden Vergleich, der durch die 

Inanspruchnahme der Dienste des Zentrums, auch im Wege der 

Mediation, erreicht worden ist, entsprechend. In Mediations- und in 

Schiedsverfahren darf ein Patent jedoch weder für nichtig erklärt noch 

beschränkt werden. 

(3)   Das Zentrum legt eine Mediations- und Schiedsordnung fest. 
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(4)   Das Zentrum stellt ein Verzeichnis der Mediatoren und Schiedsrichter 

auf, die die Parteien bei der Streitbeilegung unterstützen. 
 

 

EPAtVO: 

 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1257/2012 DES EUROPÄISCHEN 

PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 17. Dezember 2012 

über die Umsetzung der Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich 

der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

insbesondere auf Artikel 118 Absatz 1, 

gestützt auf den Beschluss 2011/167/EU des Rates vom 10. März 2011 

über die Ermächtigung zu einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich 

der Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes (1), 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen 

Parlamente, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Schaffung rechtlicher Rahmenbedingungen, auf deren Grundlage 

Unternehmen ihre Geschäftstätigkeit in Bezug auf die Herstellung und 

den Vertrieb von Produkten über nationale Grenzen hinweg anpassen 

können, und die ihnen eine größere Entscheidungsfreiheit und mehr 

Geschäftsmöglichkeiten bieten, trägt zur Erreichung der Ziele der 

Union, die in Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische 

Union festgelegt sind, bei. Zu den den Unternehmen zur Verfügung 

stehenden Rechtsinstrumenten sollte auch ein einheitlicher 

Patentschutz gehören, der sich auf den gesamten oder zumindest 

einen erheblichen Teil des Binnenmarkts erstreckt. 

(2) Nach Artikel 118 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) sollten im Rahmen der Verwirklichung 

oder des Funktionierens des Binnenmarkts Maßnahmen zur Schaffung 

europäischer Rechtstitel über einen einheitlichen Schutz der Rechte 

am geistigen Eigentum in der Union sowie zur Einführung von 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2012.361.01.0001.01.DEU#ntr1-L_2012361DE.01000101-E0001
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2012.361.01.0001.01.DEU#ntr2-L_2012361DE.01000101-E0002
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zentralisierten Zulassungs-, Koordinierungs- und Kontrollregelungen 

auf Unionsebene erlassen werden. 

(3) Am 10. März 2011 hat der Rat den Beschluss 2011/167/EU erlassen, 

mit dem Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Dänemark, 

Deutschland, Estland, Irland, Griechenland, Frankreich, Zypern, 

Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, 

Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Slowenien, die Slowakei, 

Finnland, Schweden und das Vereinigte Königreich (nachstehend „die 

teilnehmenden Mitgliedstaaten“) ermächtigt werden, im Bereich der 

Schaffung eines einheitlichen Patentschutzes verstärkt 

zusammenzuarbeiten. 

(4) Der einheitliche Patentschutz wird durch einen leichteren, weniger 

kostspieligen und rechtssicheren Zugang zum Patentsystem den 

wissenschaftlich-technischen Fortschritt und die Funktionsweise des 

Binnenmarkts fördern. Er wird auch den Umfang des Patentschutzes 

verbessern, indem die Möglichkeit geschaffen wird, einen einheitlichen 

Patentschutz in den teilnehmenden Mitgliedstaaten zu erlangen, so 

dass sich Kosten und Aufwand für die Unternehmen in der gesamten 

Union verringern. Er sollte Inhabern eines Europäischen Patents 

sowohl aus den teilnehmenden Mitgliedstaaten als auch aus anderen 

Staaten, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit, ihrem Wohnsitz 

oder dem Ort ihrer Niederlassung, zur Verfügung stehen. 

(5) Mit dem Übereinkommen über die Erteilung europäischer Patente vom 

5. Oktober 1973, geändert am 17. Dezember 1991 und am 29. 

November 2000 (im Folgenden „EPÜ“), wurde die Europäische 

Patentorganisation gegründet und dieser die Aufgabe der Erteilung 

Europäischer Patente übertragen. Diese Aufgabe wird vom 

Europäischen Patentamt (im Folgenden „EPA“) durchgeführt. Auf der 

Grundlage dieser Verordnung und auf Antrag des Patentinhabers sollte 

ein Europäisches Patent, das vom EPA erteilt wurde, einheitliche 

Wirkung in den teilnehmenden Mitgliedstaaten haben. Ein solches 

Patent wird im Folgenden als „Europäisches Patent mit einheitlicher 

Wirkung“ bezeichnet. 

(6) Gemäß dem Neunten Teil des EPÜ kann eine Gruppe von 

Vertragsstaaten des EPÜ vorsehen, dass die für diese Staaten erteilten 

Europäischen Patente einheitlich sind. Diese Verordnung stellt ein 

besonderes Übereinkommen im Sinne des Artikels 142 EPÜ dar, einen 

regionalen Patentvertrag im Sinne des Artikels 45 Absatz 1 des 

Vertrags über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

Patentwesens vom 19. Juni 1970, in der zuletzt am 3. Februar 2001 

geänderten Fassung, und ein Sonderabkommen im Sinne des Artikels 

19 der Pariser Übereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
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vom 20. März 1883 in der Fassung vom 28. September 1979. 

(7) Der einheitliche Patentschutz sollte erreicht werden, indem 

Europäischen Patenten nach Erteilung gemäß dieser Verordnung und 

für alle teilnehmenden Mitgliedstaaten einheitliche Wirkung gewährt 

wird. Das wichtigste Merkmal eines Europäischen Patents mit 

einheitlicher Wirkung sollte sein einheitlicher Charakter sein, d. h. es 

bietet einheitlichen Schutz und hat in allen teilnehmenden 

Mitgliedstaaten gleiche Wirkung. Folglich sollte ein Europäisches 

Patent mit einheitlicher Wirkung nur im Hinblick auf alle 

teilnehmenden Mitgliedstaaten beschränkt, übertragen, für nichtig 

erklärt oder erlöschen. Es sollte möglich sein, dass ein Europäisches 

Patent mit einheitlicher Wirkung im Hinblick auf die Gesamtheit oder 

einen Teil der Hoheitsgebiete der teilnehmenden Mitgliedstaaten 

lizenziert wird. Um den durch den einheitlichen Patentschutz 

verliehenen einheitlichen materiellen Schutzbereich zu gewährleisten, 

sollten nur solche Europäischen Patente einheitliche Wirkung haben, 

die für alle teilnehmenden Mitgliedstaaten mit den gleichen 

Ansprüchen erteilt wurden. Schließlich sollte die einem Europäischen 

Patent verliehene einheitliche Wirkung akzessorischer Art sein und in 

dem Umfang, in dem das zugrunde liegende Europäische Patent für 

nichtig erklärt oder beschränkt wurde, als nicht entstanden gelten. 

(8) Gemäß den allgemeinen Grundsätzen des Patentrechts und Artikel 64 

Absatz 1 EPÜ sollte der einheitliche Patentschutz in den teilnehmenden 

Mitgliedstaaten rückwirkend ab dem Tag der Veröffentlichung des 

Hinweises auf die Erteilung des Europäischen Patents im Europäischen 

Patentblatt wirksam werden. Bei Wirksamwerden eines einheitlichen 

Patentschutzes sollten die teilnehmenden Mitgliedstaaten 

sicherstellen, dass die Wirkung eines Europäischen Patents als 

nationales Patent als noch nicht eingetreten gilt, um eine etwaigen 

doppelten Patentschutz zu vermeiden. 

(9) 
Das Europäische Patent mit einheitlicher Wirkung sollte seinem 

Inhaber das Recht verleihen, Dritte daran zu hindern, Handlungen zu 

begehen, gegen die dieses Patent Schutz bietet. Dies sollte durch die 

Schaffung eines einheitlichen Patentgerichts gewährleistet werden. Für 

Angelegenheiten, die nicht unter diese Verordnung oder Verordnung 

(EU) Nr. 1260/2012 des Rates vom 17. Dezember 2012 über die 

Umsetzung der verstärkten Zusammenarbeit bei der Schaffung eines 

einheitlichen Patentschutzes im Hinblick auf die anzuwendenden 

Übersetzungsregelungen (3) fallen, sollten den Bestimmungen des 

EPÜ, des Übereinkommens über ein einheitliches Patentgericht, 

einschließlich seiner Bestimmungen über den Umfang dieses Rechts 

und dessen Beschränkungen, sowie des nationalen Rechts, 

einschließlich der nationalen Vorschriften zum internationalen 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2012.361.01.0001.01.DEU#ntr3-L_2012361DE.01000101-E0003
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Privatrecht, gelten. 

(10) Zwangslizenzen für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung 

sollten dem Recht der teilnehmenden Mitgliedstaaten im Hinblick auf 

ihr jeweiliges Hoheitsgebiet unterliegen. 

(11) Die Kommission sollte in ihrem Bericht über das Funktionieren dieser 

Verordnung die Funktionsweise der geltenden Beschränkungen 

bewerten und — sofern erforderlich — geeignete Vorschläge 

vorlegen, wobei der Beitrag des Patentsystems zu Innovation und 

technischem Fortschritt, die berechtigten Interessen Dritter und 

übergeordnete Interessen der Gesellschaft berücksichtigt werden 

sollten. Das Übereinkommen über ein einheitliches Patentgericht 

hindert die Europäische Union nicht an der Ausübung ihrer 

Befugnisse auf diesem Gebiet. 

(12) Im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs der 

Europäischen Union sollte der Grundsatz des Erlöschens von Rechten 

auch für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung gelten. Daher 

sollten sich durch ein Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung 

verliehene Rechte nicht auf Handlungen erstrecken, die das 

patentierte Erzeugnis betreffen und die innerhalb der teilnehmenden 

Mitgliedstaaten vorgenommen werden, nachdem dieses Erzeugnis in 

der Europäischen Union durch den Patentinhaber in Verkehr gebracht 

wurde. 

(13) 
Die für Schadensersatz geltende Regelung sollten dem Recht der 

teilnehmenden Mitgliedstaaten unterliegen, insbesondere den 

Bestimmungen zur Durchführung des Artikels 13 der Richtlinie 

2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. 

April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (4). 

(14) Als Gegenstand des Vermögens sollte das Europäische Patent mit 

einheitlicher Wirkung in seiner Gesamtheit und in allen 

teilnehmenden Mitgliedstaaten wie ein nationales Patent des 

teilnehmenden Mitgliedstaats behandelt werden, der nach 

bestimmten Kriterien, wie dem Wohnsitz des Patentanmelders, dem 

Sitz seiner Hauptniederlassung oder seinem Geschäftssitz bestimmt 

werden sollte. 

(15) Um die wirtschaftliche Verwertung einer Erfindung, die durch ein 

Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung geschützt wird, zu 

fördern und zu vereinfachen, sollte der Inhaber des Patents dieses 

einem Lizenznehmer gegen angemessene Vergütung anbieten 

können. Hierzu sollte der Patentinhaber dem EPA eine entsprechende 

Erklärung vorlegen können, dass er dazu bereit ist, gegen eine 

angemessene Vergütung eine Lizenz zu gewähren. In diesem Fall 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2012.361.01.0001.01.DEU#ntr4-L_2012361DE.01000101-E0004
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sollten die Jahresgebühren für den Patentinhaber ab dem Erhalt einer 

solchen Erklärung durch das EPA gesenkt werden. 

(16) Die Gruppe von Mitgliedstaaten, die von den Bestimmungen des 

Neunten Teil des EPÜ Gebrauch macht, kann dem EPA Aufgaben 

übertragen und einen engeren Ausschuss des Verwaltungsrats der 

Europäischen Patentorganisation (nachstehend „engerer Ausschuss“) 

einsetzen. 

(17) Die teilnehmenden Mitgliedstaaten sollten dem EPA bestimmte 

Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit Europäischen Patenten 

mit einheitlicher Wirkung übertragen und zwar insbesondere in Bezug 

auf die Verwaltung der Anträge auf einheitliche Wirkung, die 

Eintragung der einheitlichen Wirkung, etwaiger Beschränkungen, 

Lizenzen, Übertragungen, Nichtigerklärungen oder des Erlöschens 

von Europäischen Patenten mit einheitlicher Wirkung, die Erhebung 

und Verteilung der Jahresgebühren, die Veröffentlichung von 

Übersetzungen zu Informationszwecken während eines 

Übergangszeitraums und die Verwaltung eines 

Kompensationssystems für die Erstattung von Übersetzungskosten, 

die Patentanmeldern entstehen, die Anmeldungen für Europäische 

Patente in einer Sprache einreichen, die keine Amtssprache des EPA 

ist. 

(18) Im Rahmen des engeren Ausschusses sollten die teilnehmenden 

Mitgliedstaaten für die Verwaltung und Überwachung der Tätigkeiten 

im Zusammenhang mit den dem EPA von den teilnehmenden 

Mitgliedstaaten übertragenen Aufgaben, sorgen; sie sollten dafür 

sorgen, dass Anträge auf einheitliche Wirkung einen Monat nach dem 

Tag der Veröffentlichung des Hinweises auf die Patenterteilung im 

Europäischen Patentblatt dem EPA vorliegen, und gewährleisten, 

dass diese Anträge in der Verfahrenssprache vor dem EPA zusammen 

mit der Übersetzung eingereicht werden, die für den 

Übergangszeitraum mit der Verordnung (EU) Nr. 1260/2012 

vorgeschrieben wurde. Die teilnehmenden Mitgliedstaaten sollten 

ferner im Einklang mit den in Artikel 35 Absatz 2 EPÜ festgelegten 

Abstimmungsregeln dafür sorgen, dass die Höhe der Jahresgebühren 

und die anteilige Verteilung der Jahresgebühren nach den in dieser 

Verordnung vorgegebenen Kriterien festgelegt wird. 

(19) Patentinhaber sollten eine einzige Jahresgebühr für ein Europäisches 

Patent mit einheitlicher Wirkung entrichten. Die Jahresgebühren 

sollten über die gesamte Laufzeit des Patents hinweg progressiv 

gestaltet sein und zusammen mit den in der Antragsphase an die 

Europäische Patentorganisation zu entrichtenden Gebühren alle 

Kosten für die Erteilung des Europäischen Patents und die 



40 

 

 

Verwaltung des einheitlichen Patentschutzes abdecken. Die Höhe der 

Jahresgebühren sollte so festgelegt werden, dass das Ziel, 

Innovationen zu erleichtern und die Wettbewerbsfähigkeit 

europäischer Unternehmen zu stärken, unter Berücksichtigung der 

Situation bestimmter Einheiten wie kleiner und mittlerer 

Unternehmen, erreicht wird, beispielsweise in Form geringerer 

Gebühren. Sie sollte sich auch an der Größe des durch das Patent 

abgedeckten Marktes und an der Höhe der nationalen 

Jahresgebühren für ein durchschnittliches Europäisches Patent 

orientieren, das in den teilnehmenden Mitgliedstaaten zu dem 

Zeitpunkt wirksam wird, an dem die Höhe der Jahresgebühren 

erstmals festgelegt wird. 

(20) Die angemessene Höhe und Aufteilung der Jahresgebühren sollte so 

festgelegt werden, dass gewährleisten ist, dass im Zusammenhang 

mit dem einheitlichen Patentschutz alle Kosten, die dem EPA aus den 

ihm übertragenen Aufgaben entstehen, vollständig durch die 

Einnahmen aus den Europäischen Patenten mit einheitlicher Wirkung 

gedeckt werden, so dass die Einnahmen aus den Jahresgebühren und 

die an die Europäische Patentorganisation in der Antragsphase zu 

entrichtenden Gebühren einen ausgeglichenen Haushalt der 

Europäischen Patentorganisation gewährleisten. 

(21) Die Jahresgebühren sollten an die Europäische Patentorganisation 

entrichtet werden. Das EPA behält einen Betrag ein, um die ihm für 

die Wahrnehmung der Aufgaben im Zusammenhang mit dem 

einheitlichen Patentschutz gemäß Artikel 146 EPÜ entstehenden 

Kosten zu decken. Der Restbetrag sollte auf die teilnehmenden 

Mitgliedstaaten aufgeteilt und für patentrelevante Zwecke verwenden 

werden. Der jeweilige Anteil sollte auf der Grundlage fairer, 

ausgewogener und relevanter Kriterien, nämlich des Umfangs der 

Patentaktivität, und der Größe des Marktes, festgelegt werden, und 

sollte sicherstellen, dass allen teilnehmenden Mitgliedstaaten ein 

Mindestbetrag entrichtet wird, damit ein ausgewogenes und 

nachhaltiges Funktionieren des Systems gewahrt bleibt. Die 

Verteilung sollte einen Ausgleich dafür bieten, dass einige 

teilnehmende Mitgliedstaaten eine andere Amtssprache als eine der 

Amtssprachen des EPA haben, dass der auf der Grundlage des 

Europäischen Innovationsanzeigers ermittelte Umfang ihrer 

Patentaktivität unverhältnismäßig gering ist und/oder sie erst jüngst 

der Europäischen Patentorganisation beigetreten sind. 

(22) Durch die engere Partnerschaft zwischen dem EPA und den 

Zentralbehörden für den gewerblichen Rechtsschutz der 

Mitgliedstaaten sollte das EPA in die Lage versetzt werden, bei Bedarf 
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regelmäßig die Ergebnisse von Recherchen zu nutzen, die die 

Zentralbehörden für den gewerbliche Rechtsschutz bei einer 

nationalen Patentanmeldung durchführen, deren Priorität in der 

anschließenden Anmeldung eines Europäischen Patents geltend 

gemacht wird. Alle diese Zentralbehörden für den gewerblichen 

Rechtsschutz, einschließlich derjenigen, die keine Recherchen im 

Zuge eines nationalen Patenterteilungsverfahrens durchführen, 

können im Rahmen der engeren Partnerschaft eine wesentliche Rolle 

spielen, indem sie beispielsweise potenzielle Patentanmelder, vor 

allem kleine und mittlere Unternehmen, beraten, Anmeldungen 

entgegennehmen, diese an das EPA weiterleiten und die 

Patentinformationen verbreiten. 

(23) Diese Verordnung wird durch die vom Rat gemäß Artikel 118 Absatz 

2 AEUV erlassene Verordnung (EU) Nr. 1260/2012 ergänzt. 

(24) Es sollte eine Gerichtsbarkeit im Hinblick auf Europäische Patente mit 

einheitlicher Wirkung geschaffen und in einem Instrument zur 

Errichtung eines einheitlichen Systems zur Behandlung von 

Patentstreitigkeiten in Bezug auf Europäische Patente und 

Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung geregelt werden. 

(25) Die Einrichtung eines Einheitlichen Patentgerichts für Klagen im 

Zusammenhang mit dem Europäischen Patent mit einheitlicher 

Wirkung ist von grundlegender Bedeutung für die Gewährleistung des 

ordnungsgemäßen Funktionierens eines solchen Patents, für eine 

kohärente Rechtsprechung und folglich für Rechtssicherheit sowie 

Kosteneffizienz für Patentinhaber. Es ist deshalb äußerst wichtig, 

dass die teilnehmenden Mitgliedstaaten das Übereinkommen über ein 

Einheitliches Patentgericht gemäß ihren nationalen 

verfassungsrechtlichen und parlamentarischen Verfahren ratifizieren 

und die notwendigen Schritte unternehmen, damit dieses Gericht 

sobald wie möglich seine Arbeit aufnehmen kann. 

(26) Diese Verordnung berührt nicht das Recht der teilnehmenden 

Mitgliedstaaten, nationale Patente zu erteilen und sollte das 

einzelstaatliche Patentrecht der teilnehmenden Mitgliedstaaten nicht 

ersetzen. Patentanmelder sollten die Wahl haben, entweder ein 

nationales Patent, ein Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung, 

ein Europäisches Patent mit Wirkung in einem oder mehreren 

Vertragsstaaten des EPÜ oder ein Europäisches Patent mit 

einheitlicher Wirkung, das in einem oder mehreren anderen EPÜ-

Vertragsstaaten, die keine teilnehmenden Mitgliedstaaten sind, 

validiert ist, anzumelden. 

(27) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Schaffung eines 
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einheitlichen Patentschutzes, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht 

ausreichend erreicht werden kann und daher wegen des Umfangs 

und der Wirkungen dieser Verordnung besser auf Unionsebene zu 

verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des 

Vertrags über die Europäische Union niedergelegten 

Subsidiaritätsprinzip Maßnahmen, gegebenenfalls auf dem Wege der 

verstärkten Zusammenarbeit, ergreifen. Entsprechend dem in 

demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese 

Verordnung nicht über das für die Erreichung dieses Ziels 

erforderliche Maß hinaus — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

 

 KAPITEL I  

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1)   Mit dieser Verordnung wird die mit Beschluss 2011/167/EU 

genehmigte verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines 

einheitlichen Patentschutzes umgesetzt. 

(2)   Diese Verordnung stellt ein besonderes Übereinkommen im Sinne 

von Artikel 142 des Übereinkommens über die Erteilung europäischer 

Patente vom 5. Oktober 1973, geändert am 17. Dezember 1991 und am 

29. November 2000, (im Folgenden „EPÜ“) dar. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden 

Begriffsbestimmungen: 

a) „Teilnehmender Mitgliedstaat“ bezeichnet einen Mitgliedstaat, der an 

der verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Schaffung eines 

einheitlichen Patentschutzes auf der Grundlage des Beschlusses 

2011/167/EU oder auf der Grundlage eines gemäß Artikel 331 Absatz 1 

Unterabsatz 2 oder 3 AEUV gefassten Beschlusses zum Zeitpunkt des in 

Artikel 9 genannten Antrags auf einheitliche Wirkung teilnimmt. 

b) „Europäisches Patent“ bezeichnet ein Patent, das vom Europäischen 

Patentamt (im Folgenden „EPA“) nach den Regeln und Verfahren des 

EPÜ erteilt wird. 
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c) „Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung“ bezeichnet ein 

Europäisches Patent, das aufgrund dieser Verordnung einheitliche 

Wirkung in den teilnehmenden Mitgliedstaaten hat. 

d) „Europäisches Patentregister“ bezeichnet das gemäß Artikel 127 EPÜ 

beim EPA geführte Register. 

e) „Register für den einheitlichen Patentschutz“ bezeichnet das zum 

Europäischen Patentregister gehörende Register, in das die einheitliche 

Wirkung und etwaige Beschränkungen, Lizenzen, Übertragungen, 

Nichtigerklärungen oder ein etwaiges Erlöschen eines Europäischen 

Patents mit einheitlicher Wirkung eingetragen werden. 

f) „Europäisches Patenblatt“ bezeichnet die in Artikel 129 EPÜ genannte 

regelmäßige Veröffentlichung. 

 

Artikel 3 

Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung 

(1)   Ein Europäisches Patent, das mit den gleichen Ansprüchen für alle 

teilnehmenden Mitgliedstaaten erteilt wurde, hat einheitliche Wirkung in 

den teilnehmenden Mitgliedstaaten, sofern seine einheitliche Wirkung in 

dem Register für den einheitlichen Patentschutz eingetragen wurde. 

Ein Europäisches Patent, das mit unterschiedlichen Ansprüchen für 

verschiedene teilnehmende Mitgliedstaaten erteilt wurde, hat keine 

einheitliche Wirkung. 

(2)   Ein Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung hat einen 

einheitlichen Charakter. Es bietet einheitlichen Schutz und hat gleiche 

Wirkung in allen teilnehmenden Mitgliedstaaten. 

Es kann nur im Hinblick auf alle teilnehmenden Mitgliedstaaten 

beschränkt, übertragen oder für nichtig erklärt werden oder erlöschen. 

Es kann im Hinblick auf die Gesamtheit oder einen Teil der Hoheitsgebiete 

der teilnehmenden Mitgliedstaaten lizenziert werden. 

(3)   Die einheitliche Wirkung eines Europäischen Patents gilt in dem 

Umfang als nicht eingetreten, in dem das Europäische Patent für nichtig 

erklärt oder beschränkt wurde. 
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Artikel 4 

Tag des Eintritts der Wirkung 

(1)   Ein Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung wird am Tag der 

Veröffentlichung des Hinweises auf die Patenterteilung im Europäischen 

Patentblatt durch das EPA in den teilnehmenden Mitgliedstaaten wirksam. 

(2)   Sofern die einheitliche Wirkung eines Europäischen Patents 

eingetragen wurde und sich auf ihr Hoheitsgebiet erstreckt, ergreifen die 

teilnehmenden Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass am Tag der Veröffentlichung des Hinweises auf die 

Erteilung des Europäischen Patents im Europäischen Patentblatt die 

Wirkung des Europäischen Patents als nationales Patent auf ihrem 

Hoheitsgebiet als nicht eingetreten gilt. 

 

KAPITEL II 

WIRKUNGEN EINES EUROPÄISCHEN PATENTS MIT EINHEITLICHER 

WIRKUNG 

Artikel 5 

Einheitlicher Schutz 

(1)   Das Europäische Patent mit einheitlicher Wirkung verleiht seinem 

Inhaber das Recht, Dritte daran zu hindern, Handlungen zu begehen, 

gegen die dieses Patent innerhalb der Hoheitsgebiete der teilnehmenden 

Mitgliedstaaten, in denen das Patent einheitliche Wirkung besitzt, 

vorbehaltlich geltender Beschränkungen Schutz bietet. 

(2)   Der Umfang dieses Rechts und seine Beschränkungen sind in allen 

teilnehmenden Mitgliedstaaten, in denen das Patent einheitliche Wirkung 

besitzt, einheitlich. 

(3)   Die Handlungen, gegen die das Patent Schutz nach Absatz 1 bietet, 

sowie die geltenden Beschränkungen sind in den Rechtsvorschriften 

bestimmt, die für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung in dem 

teilnehmenden Mitgliedstaat gelten, dessen nationales Recht auf das 

Europäische Patent mit einheitlicher Wirkung als ein Gegenstand des 

Vermögens nach Artikel 7 anwendbar ist. 

(4)   Die Kommission bewertet in ihrem Bericht nach Artikel 16 Absatz 1 

das Funktionieren der geltenden Beschränkungen und legt — sofern 

erforderlich — geeignete Vorschläge vor. 
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Artikel 6 

Erschöpfung der Rechte aus einem Europäischen Patent mit 

einheitlicher Wirkung 

Die durch das Europäische Patent mit einheitlicher Wirkung verliehenen 

Rechte erstrecken sich nicht auf Handlungen, die ein durch das Patent 

geschütztes Erzeugnis betreffen und in den teilnehmenden Mitgliedstaaten 

vorgenommen werden, in denen dieses Patent einheitliche Wirkung hat, 

nachdem das Erzeugnis vom Patentinhaber oder mit seiner Zustimmung in 

der Union in Verkehr gebracht worden ist, es sei denn, der Patentinhaber 

hat berechtigte Gründe, sich dem weiteren Vertrieb des Erzeugnisses zu 

widersetzen. 

 

KAPITEL III 

EIN EUROPÄISCHES PATENT MIT EINHEITLICHER WIRKUNG ALS 

GEGENSTAND DES VERMÖGENS 

Artikel 7 

Behandlung des Europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung 

wie ein nationales Patent 

(1)   Ein Europäisches Patent mit einheitlicher Wirkung als Gegenstand 

des Vermögens ist in seiner Gesamtheit und in allen teilnehmenden 

Mitgliedstaaten wie ein nationales Patent des teilnehmenden Mitgliedstaats 

zu behandeln, in dem dieses Patent einheitliche Wirkung hat, und in dem, 

gemäß dem Europäischen Patentregister: 

a) der Patentanmelder zum Zeitpunkt der Einreichung einer Anmeldung 

eines Europäischen Patents seinen Wohnsitz oder den Sitz seiner 

Hauptniederlassung hat oder, 

b) sofern Buchstabe a nicht zutrifft, der Patentanmelder zum Zeitpunkt 

der Einreichung einer Anmeldung eines Europäischen Patents eine 

Niederlassung hatte. 

(2)   Sind im Europäischen Patentregister zwei oder mehrere Personen als 

gemeinsame Patentanmelder eingetragen, so gilt Absatz 1 Buchstabe a für 

den erstgenannten Anmelder. Ist dies nicht möglich, gilt Absatz 1 

Buchstabe a für den nächsten gemeinsamen Anmelder in der Reihenfolge 

der Eintragung. Ist Absatz 1 Buchstabe a auf keinen der gemeinsamen 

Anmelder zutreffend, gilt Absatz 1 Buchstabe b sinngemäß. 

(3)   Hatte für die Zwecke der Absätze 1 oder 2 keiner der Patentanmelder 

seinen Wohnsitz, den Sitz seiner Hauptniederlassung oder seine 
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Niederlassung in einem teilnehmenden Mitgliedstaat, in dem dieses Patent 

einheitliche Wirkung hat, so ist ein Europäisches Patent mit einheitlicher 

Wirkung als Gegenstand des Vermögens in seiner Gesamtheit und in allen 

teilnehmenden Mitgliedstaaten wie ein nationales Patent des Staates zu 

behandeln, in dem die Europäische Patentorganisation gemäß Artikel 6 

Absatz 1 EPÜ ihren Sitz hat. 

(4)   Der Erwerb eines Rechts darf nicht von einem Eintrag in ein 

nationales Patentregister abhängig gemacht werden. 

Artikel 8 

Lizenzbereitschaft 

(1)   Der Inhaber eines Europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung 

kann dem EPA eine Erklärung vorlegen, dass der Patentinhaber bereit ist, 

jedermann die Benutzung der Erfindung als Lizenznehmer gegen 

angemessene Vergütung zu gestatten. 

(2)   Eine auf der Grundlage dieser Verordnung erworbene Lizenz gilt als 

Vertragslizenz. 

 

KAPITEL IV 

INSTITUTIONELLE BESTIMMUNGEN 

Artikel 9 

Verwaltungsaufgaben im Rahmen der Europäischen 

Patentorganisation 

(1)   Die teilnehmenden Mitgliedstaaten übertragen dem EPA im Sinne von 

Artikel 143 EPÜ die folgenden Aufgaben, die das EPA gemäß seinen 

internen Regeln ausführt: 

a) die Verwaltung von Anträgen von Inhabern Europäischer Patente auf 

einheitliche Wirkung; 

b) die Eingliederung des Registers für den einheitlichen Patentschutz in 

das Europäische Patentregister und die Verwaltung des Registers für 

den einheitlichen Patentschutz; 

c) die Entgegennahme und Eintragung von Erklärungen über die 

Lizenzbereitschaft gemäß Artikel 8, deren Rücknahme sowie die 

Lizenzzusagen des Inhabers des Europäischen Patents mit einheitlicher 

Wirkung im Rahmen internationaler Normungsgremien; 
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d) die Veröffentlichung der in Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 

1260/2012 genannten Übersetzungen innerhalb des in jenem Artikel 

genannten Übergangszeitraums; 

e) die Erhebung und Verwaltung der Jahresgebühren für Europäische 

Patente mit einheitlicher Wirkung in den Folgejahren des Jahres, in 

dem der Hinweis auf seine Erteilung im Europäischen Patentblatt 

veröffentlicht wird; im Falle verspäteter Zahlung der Jahresgebühren 

die Erhebung und Verwaltung der zusätzlichen Gebühren, wenn die 

verspätete Zahlung innerhalb von sechs Monaten nach Fälligkeit 

erfolgt, sowie die Verteilung eines Teils der eingenommenen 

Jahresgebühren an die teilnehmenden Mitgliedstaaten; 

f) die Verwaltung des Kompensationssystems für die Erstattung der in 

Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1260/2012 genannten 

Übersetzungskosten; 

g) die Gewährleistung, dass ein Antrag auf einheitliche Wirkung eines 

Inhabers eines Europäischen Patents in der in Artikel 14 Absatz 3 EPÜ 

festgelegten Verfahrenssprache spätestens einen Monat nach der 

Veröffentlichung des Hinweises auf die Erteilung des Europäischen 

Patents im Europäischen Patentblatt eingereicht wird; und 

h) die Gewährleistung, dass für den Fall, dass eine einheitliche Wirkung 

beantragt wurde, diese im Register für den einheitlichen Patentschutz 

eingetragen wird, dass während der in Artikel 6 der Verordnung (EU) 

Nr. 1260/2012 vorgesehenen Übergangszeit die in jenem Artikel 

geforderte Übersetzung beigefügt wurde und dass das EPA über alle 

Beschränkungen, Lizenzen, Rechtsübertragungen und 

Nichtigerklärungen Europäischer Patente mit einheitlicher Wirkung 

informiert wird; 

(2)   Die teilnehmenden Mitgliedstaaten sorgen bei der Erfüllung ihrer im 

Rahmen des EPÜ eingegangenen internationalen Verpflichtungen für die 

Einhaltung dieser Verordnung und arbeiten zu diesem Zweck zusammen. 

Als EPÜ-Vertragsstaaten gewährleisten die teilnehmenden Mitgliedstaaten 

die Verwaltung und Überwachung der Aktivitäten im Zusammenhang mit 

den in Absatz 1 dieses Artikels genannten Aufgaben; sie sorgen ferner 

dafür, dass die Höhe der Jahresgebühren im Einklang mit Artikel 12 dieser 

Verordnung und die anteilige Verteilung der Jahresgebühren im Einklang 

mit Artikel 13 dieser Verordnung festgelegt wird. 

Hierzu setzen sie im Sinne von Artikel 145 EPÜ einen engeren Ausschuss 

des Verwaltungsrats der Europäischen Patentorganisation (im Folgenden 

„engerer Ausschuss“) ein. 
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Der engere Ausschuss setzt sich aus den Vertretern der teilnehmenden 

Mitgliedstaaten und einem als Beobachter fungierenden Vertreter der 

Kommission sowie für den Fall ihrer Abwesenheit deren Stellvertretern 

zusammen. Die Mitglieder des engeren Ausschusses können von Beratern 

oder Sachverständigen unterstützt werden. 

Der engere Ausschuss fasst seine Beschlüsse unter angemessener 

Berücksichtigung der Position der Kommission und im Einklang mit den in 

Artikel 35 Absatz 2 des EPÜ festgelegten Regelungen. 

(3)   Die teilnehmenden Mitgliedstaaten sorgen für einen wirksamen 

Rechtsschutz vor einem zuständigen Gericht eines teilnehmenden 

Mitgliedstaats oder mehrerer teilnehmender Mitgliedstaaten gegen 

Verwaltungsentscheidungen, die das EPA in Ausübung der ihm in Absatz 1 

übertragenen Aufgaben trifft. 

 

KAPITEL V 

FINANZBESTIMMUNGEN 

Artikel 10 

Grundsatz bezüglich Ausgaben 

Ausgaben, die dem EPA bei der Wahrnehmung der zusätzlichen Aufgaben 

entstehen, die ihm im Sinne von Artikel 143 EPÜ von den teilnehmenden 

Mitgliedstaaten übertragen wurden, sind durch die Einnahmen aus den 

Europäischen Patenten mit einheitlicher Wirkung zu decken. 

Artikel 11 

Jahresgebühren 

(1)   Die Jahresgebühren für Europäische Patente mit einheitlicher 

Wirkung und die zusätzlichen Gebühren für die verspätete Zahlung der 

Jahresgebühren für diese Patente sind vom Patentinhaber an die 

Europäische Patentorganisation zu entrichten. Diese Jahresgebühren sind 

in den Folgejahren des Jahres fällig, in dem der Hinweis auf die Erteilung 

des Europäischen Patents mit einheitlicher Wirkung im Europäischen 

Patentblatt veröffentlicht wird. 

(2)   Werden die Jahresgebühr und gegebenenfalls eine zusätzliche 

Gebühr nicht fristgerecht gezahlt, erlischt das Europäische Patent mit 

einheitlicher Wirkung. 

(3)   Die Jahresgebühren, die nach Eingang der in Artikel 8 Absatz 1 

genannten Erklärung fällig werden, werden gesenkt. 
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Artikel 12 

Höhe der Jahresgebühren 

(1)   Die Jahresgebühren für Europäische Patente mit einheitlicher 

Wirkung 

a) sind über die gesamte Laufzeit des Patents hinweg progressiv gestaltet, 

b) sind ausreichend, um sämtliche Kosten für die Erteilung und 

Verwaltung des einheitlichen Patentschutzes abzudecken, und 

c) sind ausreichend, damit sie zusammen mit den an die Europäische 

Patentorganisation in der Antragsphase zu entrichtenden Gebühren 

einen ausgeglichenen Haushalt der Organisation sicherstellen. 

(2)   Die Höhe der Jahresgebühren ist unter anderem unter 

Berücksichtigung der Situation bestimmter Einheiten wie kleiner und 

mittlerer Unternehmen im Hinblick auf folgende Ziele festzulegen: 

a) Erleichterung von Innovationen und Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 

europäischer Unternehmen, 

b) Orientierung an der Größe des durch das Patent abgedeckten Marktes, 

und 

c) Anlehnung an die Höhe der nationalen Jahresgebühren für ein 

durchschnittliches Europäisches Patent, das in den teilnehmenden 

Mitgliedstaaten zu dem Zeitpunkt wirksam wird, zu dem die Höhe der 

Jahresgebühren erstmals festgelegt wird. 

(3)   Zur Erreichung der in diesem Kapitel festgelegten Ziele wird die Höhe 

der Jahresgebühren so festgesetzt, dass: 

a) sie der Höhe der Jahresgebühren entspricht, die für die 

durchschnittliche geografische Abdeckung der üblichen Europäischen 

Patente zu entrichten sind, 

b) sie die Verlängerungsrate gegenwärtiger Europäischer Patente 

widerspiegelt und 

c) die Zahl der Anträge auf einheitliche Wirkung widerspiegelt. 

Artikel 13 

Verteilung 

(1)   Das EPA behält 50 % der in Artikel 11 genannten Jahresgebühren 

ein, die für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung entrichtet 

werden. Der Restbetrag wird entsprechend der nach Maßgabe des Artikels 
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9 Absatz 2 festgelegten Verteilung der Anteile der Jahresgebühren auf die 

teilnehmenden Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

(2)   Zur Erreichung der in diesem Kapitel festgelegten Ziele basiert der 

auf die teilnehmenden Mitgliedstaaten entfallende Anteil der 

Jahresgebühren auf den folgenden fairen, ausgewogenen und 

maßgeblichen Kriterien: 

a) der Anzahl der Patentanmeldungen, 

b) der Größe des Marktes, wobei gewährleistet wird, dass jeder 

teilnehmende Mitgliedstaat einen Mindestbetrag erhält, 

c) Ausgleichsleistungen an die teilnehmenden Mitgliedstaaten, die 

i) eine andere Amtssprache als eine der Amtssprachen des EPA haben, 

ii) deren Umfang an Patentaktivität unverhältnismäßig gering ist 

und/oder 

iii) die erst jüngst der Europäischen Patentorganisation beigetreten 

sind. 

 
 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 14 

Zusammenarbeit zwischen der Kommission und dem EPA 

Die Kommission arbeitet im Rahmen einer Arbeitsvereinbarung eng mit 

dem EPA in den unter diese Verordnung fallenden Bereichen zusammen. 

Diese Zusammenarbeit beinhaltet den regelmäßigen Meinungsaustausch 

über das Funktionieren der Arbeitsvereinbarung und insbesondere die 

Frage der Jahresgebühren und die Auswirkungen auf den Haushalt der 

Europäischen Patentorganisation. 

Artikel 15 

Anwendung des Wettbewerbsrechts und der Rechtsvorschriften 

gegen den unlauteren Wettbewerb 

Diese Verordnung berührt weder die Anwendung des Wettbewerbsrechts 

noch die Rechtsvorschriften in Bezug auf den unlauteren Wettbewerb. 
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Artikel 16 

Bericht über die Durchführung dieser Verordnung 

(1)   Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem 

Rat spätestens drei Jahre nachdem das erste Europäische Patent mit 

einheitlicher Wirkung wirksam geworden ist, und danach alle fünf Jahre 

einen Bericht über das Funktionieren dieser Verordnung und 

gegebenenfalls geeignete Vorschläge zu ihrer Änderung. 

(2)   Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 

regelmäßig Berichte über das Funktionieren der in Artikel 11 festgelegten 

Jahresgebühren vor und geht dabei insbesondere auf die Einhaltung des 

Artikels 12 ein. 

Artikel 17 

Notifizierung durch die teilnehmenden Mitgliedstaaten 

(1)   Die teilnehmenden Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission die 

gemäß Artikel 9 verabschiedeten Maßnahmen bis zum Tag des 

Geltungsbeginns dieser Verordnung. 

(2)   Jeder teilnehmende Mitgliedstaat notifiziert der Kommission die 

gemäß Artikel 4 Absatz 2 verabschiedeten Maßnahmen bis zu dem Tag 

des Geltungsbeginns dieser Verordnung oder — im Falle eines 

teilnehmenden Mitgliedstaats, in dem das Einheitliche Patentgericht an 

dem Tag des Geltungsbeginns dieser Verordnung keine ausschließliche 

Zuständigkeit für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung hat — bis 

zu dem Tag, ab dem das Einheitliche Patentgericht über die diesbezügliche 

ausschließliche Zuständigkeit in diesem teilnehmenden Mitgliedstaat 

verfügt. 

  Artikel 18 

Inkrafttreten und Anwendung 

(1)   Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2)   Sie gilt ab dem 1. Januar 2014 oder ab dem Tag des Inkrafttretens 

des Übereinkommens über ein Einheitliches Patentgericht (im Folgenden 

„das Abkommen“), je nachdem, welcher der spätere Zeitpunkt ist. 

Abweichend von Artikel 3 Absätze 1 und 2 und Artikel 4 Absatz 1 hat ein 

Europäisches Patent, dessen einheitliche Wirkung im Register für den 

einheitlichen Patentschutz eingetragen ist, nur in den teilnehmenden 

Mitgliedstaaten einheitliche Wirkung, in denen das Einheitliche 

Patentgericht am Tag der Eintragung über die ausschließliche 

Zuständigkeit für Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung verfügt. 
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(3)   Jeder teilnehmende Mitgliedstaat notifiziert der Kommission seine 

Ratifizierung des Übereinkommens zum Zeitpunkt der Hinterlegung seiner 

Ratifikationsurkunde. Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der 

Europäischen Union den Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens und 

veröffentlicht ein Verzeichnis der Mitgliedstaaten, die das Übereinkommen 

am Tag des Inkrafttretens ratifiziert haben. Die Kommission aktualisiert 

danach regelmäßig das Verzeichnis der teilnehmenden Mitgliedstaaten, die 

das Übereinkommen ratifiziert haben, und veröffentlicht dieses 

aktualisierte Verzeichnis im Amtsblatt der Europäischen Union. 

(4)   Die teilnehmenden Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die in Artikel 9 

genannten Maßnahmen bis zum Tag des Geltungsbeginns dieser 

Verordnung eingeführt wurden. 

(5)   Jeder teilnehmende Mitgliedstaat sorgt dafür, dass die in Artikel 4 

Absatz 2 genannten Maßnahmen bis zum Tag des Geltungsbeginns dieser 

Verordnung oder — im Falle eines teilnehmenden Mitgliedstaats, in dem 

das Einheitliche Patentgericht am Tag des Geltungsbeginns dieser 

Verordnung keine ausschließliche Zuständigkeit für Europäische Patente 

mit einheitlicher Wirkung hat — bis zum Tag, an dem das Einheitliche 

Patentgericht über die diesbezügliche ausschließliche Zuständigkeit in 

diesem teilnehmenden Mitgliedstaat verfügt, eingeführt wurden. 

(6)   Der einheitliche Patentschutz kann für jedes Europäische Patent 

beantragt werden, das am oder nach dem Tag des Geltungsbeginns dieser 

Verordnung erteilt wird. 
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